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Universität bochum u. klinikum essen 

Das Staatshochbauamt 

wird besetzt 

Der AStA und die Projektgruppe Wohnen haben in einem Brief 
an Kanzler Seel und Staatshochbauamtsleiter Bierwirth die Uni- 
versität aufgefordert, Stellung zu nehmen zu der Forderung 
nach kurzfristigem Ausbau des erst in etlichen Jahren als 
„Schwesternwohnheims" benötigten Hochhauses in ein Stu- 
dentenwohnheim. 

Wir sind nicht daran interessiert, 
daß die Planung und der weitere 
Ausbau der RUB durch den Aus- 
zug des Staatshochbauamtes und 
seiner Vertragsfirmen gefährdet 
werden, sind aber der Meinung, 
daß die Universität sowohl die Auf- 
gabe als auch die Möglichkeit hat, 
entsprechende • Räumlichkeiten für 
das StHBA zur Verfügung zu stel- 
len. 

Kanzler Seel hat sich in seiner 
Stellungnahme — wie zu erwarten 
— auf eine ausweichende, formali- 
stische Argumentation zurückgezo- 
gen, indem er 
# auf den zu erwartenden erwei- 

terten Wohnheimbau verwies, 
den wir zwar begrüßen, der uns 
aber im Augenblick überhaupt 
nichts nützt und gar nicht unser 
Anliegen betrifft und 

# seine Nichtzuständigkeit erklär- 
te und uns an den Finanzmini- 
ster verwies. 

Dabei hängt die Entscheidung 
über das StHBA wesentlich vom 
guten Willen der Universität bzw. 
des Kanzlers ab, für Ersatzräum- 
lichkeiten für die Bauleitung zu 
sorgen. 

Der Kanzler hat uns bisher im- 
mer wieder versichert, wie sehr er 

daran interessiert ist, daß endlich 
etwas gegen die Wohnungsmisere 
unternommen wird. Seine Unter- 
stützung besteht allerdings bis jetzt 
lediglich aus verbalen Beteuerun- 
gen. Wir sind nicht mehr bereit, 
uns auf diese Weise noch länger 
hinhalten zu lassen und sind des- 
halb der Meinung, daß es an der 
Zeit ist, zu anderen Maßnahmen 
zu greifen, als nur mit Bittbriefen 
auf die tauben Ohren des Kanzlers 
zu stoßen. 

Wir fordern deshalb alle Studen- 
ten auf, sich mit dem AStA und 
der Projektgruppe Wohnen zu soli- 
darisieren und uns beim Kampf ge- 
gen die Wohnungsmisere zu unter- 
stützen. Wir werden in der näch- 
sten Woche demonstrativ das 
Staatshochbauamt besetzen, da man 
hier anscheinend nur durch Druck 
etwas erreichen kann. 

Um wirksamen Druck auszuüben, 
ist es notwendig, daß sich möglichst 
viele Studenten an der „Aktion 
Staatshochbauamt" betei- 
ligen. 

KAMPF DER WOHNUNGS- 
MISERE! 

(Achtet auf folgende Informatio- 
nen!) 

Zur studentischen 

Die studentische Krankenversicherung wird z. Z. an fast allen 
Universitäten der Bundesrepublik heftig diskutiert. Einen deut- 
lichen Akzent in dieser Diskussion hat das Studentenwerk ge- 
setzt, als es jüngst einen Vertrag mit der Hamburg-Münchener 
Ersatzkasse abgeschlossen hat. Für diesen Vertragsabschluß 
gibt es eine ganze Reihe von Gründen, die wir im folgenden 
erläutern wollen. 

Der Vertrag, den das Studenten- 
werk mit der HaMü-Ersatzkasse 
abgeschlossen hat, sieht inhaltlich 
folgendes vor: 
a) Das Studentenwerk verlängert 
für dieses Semester die Frist für die 
Befreiung von dem DSKV-Kran- 
kenversicherungsbeitrag. 
b) Die HaMü-Ersatzkasse versichert 
im Rahmen der gesetzlichen Mög- 
lichkeiten Studenten der Ruhr- 
Universität Bochum. 
c) Für die in der HaMü-Ersatzkas- 
se versicherten Studenten der 
Ruhr-Universität wird von der 
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HaMü-Ersatzkasse die Einhaltung 
des Tarifes von 11 DM pro Monat 
bis zum 30. 9. 1972 garantiert. Dem 
Studentenwerk werden die beson- 
deren Aufwendungen für das ver- 
längerte Befreiungsverfahren von 
der HaMü erstattet. 

Die Gründe für diesen Vertrags- 
abschluß: 

1. Es wäre Werbung in unzuläs- 
siger Form für die Hamburg-Mün- 
chener Ersatzkasse, wenn wir sagen 
würden, daß die DSKV bei nicht so 
guten Leistungen wie die HaMü- 
Ersatzkasse höhere Beiträge von 
den Studenten vereinnahmt. Des- 
halb können wir nur empfehlen, 
die Leistungsverzeichnisse und die 
Beiträge der beiden Kassen zu ver- 
gleichen. 

2. Gesagt werden darf allerdings, 
daß der Vorstand der DSKV den 
Studentenwerken, die noch Mitglie- 
der bei der DSKV sind, in einem 
Brandbrief Informationen über die 
finanzielle Lage der DSKV mitge- 
teilt hat, die darauf hinauslaufen, 
daß eine Beitragserhöhung ab SS 
1972 unumgänglich ist. Diese Bei- 
tragserhöhung wäre aber weder 
zumutbar noch auf der Hauptver- 
sammlung der DSKV durchsetzbar. 

Diese klare Schwerpunktsetzung der politischen Arbeit für die Zukunft beschloß die Vollversammlung am letzten Dienstag mit 
deutlicher Mehrheit nach einer nahezu zweistündigen Strategiedebatte über den Kampf gegen die Formierung der Hochschule 
im Interesse der Wirtschaft. Dabei wurde deutlich, daß die Strategie der „Demokratisierung der Hochschule" keine Lösung ist, 
sondern nur die Arbeit an Studieninhalten in Studienkollektiven im Hinblick auf die Berufsperspektive dazu beitragen kann, 
Formierungsbestrebungen aller Art in Zukunft zu verhindern. 

Zusammenhang und 
Hintergrund 
Die Maßnahmen, die im Hochschul- 
rahmengesetz vorgesehen sind, al- 
so zentrale Feststellung von Stu- 
diengängen und -Inhalten, Einfüh- 
rung des 6-Semester-Regelstu- 
diums, verschärfter Leistungsdruck, 
Institutionalisierung des Numerus 
Clausus, zwangsweise Studienbera- 
tung, Mitwirkungs- und Schweige- 
pflicht für Mitglieder von Gremien, 
Streikverbot, Auslagerung der For- 
schung aus der Universität, Spal- 
tung der Hochschullehrer in For- 
scher und Lehrer, Abbau der Pari- 
täten in den Gremien usw. — kurz: 
die Formierung der Hochschule —, 
sind im Zusammenhang zu sehen 
mit Maßnahmen der Disziplinie- 
rung in anderen gesellschaftlichen 
Bereichen. Werden in der „Konzer- 
tierten Aktion" die Klassenausein- 
andersetzungen zwischen Arbeitern 

und Unternehmern ihrer bewußt- 
seinsbildenden Potenz beraubt, in- 
dem sie in ein Spitzengremium ver- 
legt werden, bedeutet die Illegali- 
sierung „wilder" Streiks und jetzt 
aktuell die Sperrung von Arbeits- 
losengeldern während der Streiks 
ebenso einen Angriff des Kapitals, 
also einer Minderheit von Her- 
schenden, auf die unterdrückte 
Mehrheit. 

Da wir also als Studenten und 
Assistenten dem gleichen Gegner 
gegenüberstehen wie die Arbeiter, 
kann der Kampf gegen das HRG 
nicht isoliert an der Universität ge- 
führt werden. Das bedeutet nichts 
anderes, als daß wir das HRG nicht 
vom Tisch bekommen, solange die 
Arbeiterschaft sich noch nicht die 
Macht erkämpft hat, die sie befä- 
higt, die kapitalistische Produk- 
tionsweise zuzuschlagen. 

Warum Schwerpunkt 
Abteilungsarbeit? 
Ausgehend davon, daß wir als Stu- 
denten die Klassenauseinanderset- 
zungen von der Universität aus 
nicht vorantreiben können, bleibt 
uns ein mittelbarer Einfluß darauf, 
nämlich über die Tätigkeit in unse- 
rer späteren Berufspraxis, mit der 
wir die Arbeiterschaft in den Klas- 
senauseinandersetzungen mit den 
Unternehmern unterstützen kön- 
nen. D. h. wir müssen uns einer- 
seits qualifizieren für eine Berufs- 
ausübung im Kapitalismus, ande- 
rerseits mit einem sozialistischen 
Bewußtsein unsere erlernten Beru- 
fe ausüben. Das hinwiederum be- 
deutet, daß wir in ständiger Aus- 
einandersetzung mit den bürgerli- 
chen Wissenschaften im Studium 
uns bündnisfähig für die Arbeiter- 
schaft machen. Wie die inhaltliche 
Füllung dieser Strategie aussieht, 

kann nur in den speziellen Fächern 
genau analysiert werden. Dazu ist 
es notwendig, dort Arbeitsgruppen 
und Studienkollektive einzurichten, 
die fachspezifische Konzepte ent- 
wickeln. Dies soll am Mittwoch, 
dem 1.12., geschehen. 

Die Hochschultage 
Auf dem Hintergrund dieser Ein- 
schätzung hatten AStA und Vor- 
stand der Assistentenschaft den 
Ablauf der drei Tage (29./30. 11., 
1. 12.) so vorgesehen, daß am Mon- 
tag im Teach-in klarwerden sollte, 
daß die gegenwärtige Bildungspoli- 
tik, die sich u. a. im HRG nieder- 
schlägt, Arbeitskräfteangebotspoli- 
tik im Interesse der Unternehmer 
ist. Am Dienstag stand dann die 
Diskussion um die Strategie an der 
Ruhr-Universität auf der Tagesord- 
nung, der Mittwoch sollte der fach- 
spezifischen Diskussion vorbehal- 
ten sein. 

Auf dem Teach-in am Montag 
(ca. 800 Teilnehmer) wurden zu- 
nächst in drei — von Studenten und 
Assistenten gemeinsam erarbeite- 
ten — einführenden Diskussions- 
beiträgen konkrete Bestimmungen 
des HRG und dann seine wirtschaft- 
lichen Hintergründe dargelegt. In 
der darauf folgenden Diskussion 
zeigte sich, daß sich Einschätzung 
und Strategie nicht trennen ließen. 
Während der KSV die Sektierer- 
partei KPD zum großen Bündnis- 
partner der Studenten erklären 
wollte, proklamierte der Spartakus 
die Demokratisierung der Hoch- 
schule im Kapitalismus und hatte 
teilweise Mühe, sich von der BSU 
in diesem Punkte abzugrenzen. 
Selbstkritisch ist anzumerken, daß 
die Funktion der Informationsver- 
mittlung von diesem Teach-in nur 
teilweise geleistet wurde. 

Die Vollversammlung am Diens- 
tag (ca. 1100 Teilnehmer) verlief 
nahezu ohne Polemik, weil die Er- 
fahrung des Vortages gezeigt hatte, 
daß man damit letztlich den Saal 
leerredet. In zwei Diskussionsbei- 
trägen am Anfang leitete Greeven 
(SHB) das Konzept der Arbeit in 
den Abteilungen gegen die Organisa- 
tion des bürgerlichen Studiums aus 
der Einschätzung der gesellschaft- 
lichen Situation ab, während 
Schlumbohm vom Vorstand der 
Assistentenschaft für die Einheits- 
front aller linken Kräfte gegen das 
HRG, für eine Solidarität gegen 
Repressionen durch die Ministerial- 
bürokratie (z. B. die „Fälle" Gott- 
schalch, Holzer, Mildenberger, 
Westphalen etc.) votierte. Während 

Fortsetzung auf Seite 2 

Deshalb wurde auf der jüngsten 
Aufsichtsratssitzung der DSKV, an 
der der Geschäftsführer des Stu- 
dentenwerkes Bochum teilgenom- 
men hat, über die Möglichkeiten 
der Subventionierung der DSKV 
durch Bund oder Länder diskutiert. 
Dabei wurde vom Vertreter des Fa- 
milienministers des Bundes eindeu- 
tig festgestellt, daß die DSKV kei- 
nerlei Chance hat, bis zum SS 1972 
auch nur einen Pfennig an Subven- 
tionen vom Bund zu kassieren. Mi- 
nisterialdirektor Vogtmann konnte 
für das Wissenschaftsministerium 
des Landes NRW lediglich mittei- 
len, daß für die Studentenwerke 
des Landes NRW evtl. an eine Er- 
stattung der Verwaltungskosten für 
die Krankenversicherung gedacht 
ist. Preisfrage: Was kann man sich 
für so vage Versprechungen der 
Ministerialbürokratie kaufen? — 
Gar nichts. 

Bedauerlicherweise haben sich 
die Aufsichtsratsmitglieder der 
DSKV — der VDS-Vertreter einge- 
schlossen — an die mehr als vage 
Hoffnung, doch noch Subventionen 
einzuholen, geklammert und sich 
damit (noch nicht einmal elegant) 
um die Diskussion der Frage ge- 
drückt: Was tun, wenn die Subven- 
tionen, wie zu erwarten, nicht be- 
willigt werden? 

3. Aufgrund der besseren Lei- 
stung der Ersatzkassen und auf- 
grund ihrer massiven Werbung im 
letzten Semester, ist der Trend der 
Studenten zu den Ersatzkassen hin 
nicht aufzuhalten. Da sich das Stu- 
dentenwerk aber nicht nur für die 
in der DSKV versicherten Studen- 
ten zuständig fühlt, sondern auch 
versucht, für die Ersatzkassenver- 
sicherten optimale Bedingungen zu 
erreichen, haben wir für die in dar 
HaMü Versicherten vertraglich fest- 
gelegt, daß ihr 11-DM-Tarif bis 
30. 9. 1972 beibehalten wird. Dar- 
über hinaus wird die HaMü in den 
nächsten Tagen als Ergänzung des 
bisher vorliegenden Vertrages mit- 
teilen, ob und wenn ja, in welchem 
Maße nach dem 30. 9. 1972 die Bei- 
träge erhöht werden müssen. 
Außerdem soll mit dem Bochumer 
AStA eine Regelung über die stu- 
dentische Mitwirkung in der HaMü 
erfolgen. 
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Mein Name ist Hase 

Faillard und das 14. K. 
In der vorletzten BSZ und in einer Anfrage des UP-Hauptaus- 
schusses waren dem Rektor unangenehme Fragen gestellt wor- 
den: Arbeiten Universitätsstellen mit der Politischen Polizei 
zusammen? — Werden von den Universitätsstellen Adressen 
von Studenten an das 14. K. weitergegeben? — Gibt es in der 
Uni Kontaktpersonen zum 14. K ? — Nehmen Vogl und Steuer- 
mann im Auftrag der Universität an studentischen Demonstra- 
tionen teil? — Ist Herr Steuermann offizieller Vertreter der Uni 
für das 14. K ? — Warum werden studentische Verkehrsunfälle 
auf dem Unigelände vom 14. Kommissariat behandelt und nicht 
vom zuständigen Kommissariat? 

Faillard und Kanzler Seel, die die- 
se Fragen gemeinsam beantworte- 
ten, gaben sich harmlos und unwis- 
send: sie beantworteten alle Fra- 
gen mit NEIN! 

Allerdings mußten sie gestehen, 
daß sie sich auch gar nicht die Mü- 
he gemacht hatten, die Fragen auf 
ihre Richtigkeit hin zu überprü- 

fen; was sie in ihrer „klaren" Ant- 
wort zu Papier brachten, war nichts 
als ihr rein subjektives Wissen! 

Wir glauben es Herrn Faillard 
und halten es selbst bei Herrn Seel 
eventuell für möglich, daß ihnen 
von den politischen Aktivitäten ih- 
rer Bediensteten nichts bekannt 
war. Aber Faillard und Seel haben 

die Aufgabe, solche Anfragen nicht 
bloß mit einem „Nein" abzutun, 
sondern die darin geäußerten Tat- 
sachen auch zu überprüfen! 

Im Gegenteil: Rektor und Kanz- 
ler versuchen den Spieß umzudre- 
hen und beschimpfen die Frage- 
steller wegen übler Nachrede. Und 
es ist wirklich eine Frechheit, 
wenn in dem Brief wertfrei festge- 
stellt wird: „Die Tätigkeit der Ver- 
waltung ergibt sich aus den ihr ge- 
stellten Dienstpflichten und Aufga- 
ben. Hieraus ergibt sich ggfls. auch 
eine Zusammenarbeit mit anderen 
Behörden und Institutionen." 

Die Verwaltung ist nicht ver- 
pflichtet, ja nicht einmal berechtigt, 
mit dem 14. K. zusammenzuarbei- 
ten. Sie hat es jedoch getan; dafür 
haben wir die Beweise! Faillard 
und Seel decken die Machenschaf- 
ten ihrer eifrigen Angestellten — 
aber nicht mehr lange. 

Wir werden unsere Beweise auf 
den Tisch legen und das Rektorat 
zur Rechenschaft zwingen, das sich 
nicht schämt, Studenten an die Po- 
litische Polizei auszuliefern! 

****** 
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Aktion 218: 

Wie soil es weitergehen 

Inzwischen ist die Diskussion um den § 218 schon zu einem relativ alltäglichen Gesprächs 
thema geworden. Den diversen Veranstaltungen (Podiumsdiskussionen, Kundgebungen, De- 
monstrationen etc.) zu diesem Thema wird bei weitem nicht mehr das „sensationsgeile" Inter- 
esse entgegengebracht wie zu Beginn der Diskussion. So muß man sich heute einmal die 
Frage stellen, was eigentlich bis jetzt mit der Aktion 218 erreicht worden ist, wie diese Bewe- 
gung politisch einzuordnen ist und wie sie in Zukunft weitergeführt bzw. modifiziert werden muß. 

Wenn man die Situation bezüg- 
lich des Abtreibungsverbotes selbst 
realistisch einschätzt, so kommt 
man zu dem Ergebnis, daß eine völ- 
lige Abschaffung des § 218 in näch- 
ster Zeit sicher nicht zu erwarten 
ist. Als äußerstes Zugeständnis — 
bei optimistischer Einschätzung — 
läßt sich vielleicht noch die 4-Mo- 
natsregelung erreichen; wahr- 
scheinlich aber ist kurzfristig ■ eine 
Reform in Form der Jahn'schen In- 
dikationslösung zu erwarten. 

Eine völlige Abschaffung des 
§ 218 ist zur Zeit aus folgenden 
Gründen nicht durchzusetzen: 
# Zwar hat er aufgrund der zu- 
nehmenden Rationalisierung und 
Automation im Produktionsbereich 
nicht mehr direkt die Funktion, ge- 
nügend Arbeitskräfte für den kapi- 
talistischen Produktionsprozeß her- 
vorzubringen, aber es ist noch kein 
adäquater Ersatz geschaffen für die 
unterdrückende, autoritäre Struk- 
turen verfestigende Funktion des 
§ 218. 
# Zum anderen sollte man keines- 
falls den Einfluß der kirchlichen 
und bürgerlich-konservativen Lob- 
by im Bundestag unterschätzen, 
ebensowenig wie die vor allem in 
der Kleinbourgeoisie vorherrschen- 
de Ideologie des „Schutzes des wer- 
denden Lebens". 

Auf der anderen Seite wäre je- 
doch eine Abschaffung des § 218 
ganz im Sinne des Kapitals, um 
z. B. einen längeren Arbeitsausfall 
der heute immer mehr direkt in 
den Produktionsprozeß einbezoge- 

. nen Frau zu vermeiden. 
Längerfristig gesehen wird daher 

die Streichung des Abtreibungspa- 
ragraphen sowieso erfolgen. Die 
Aktion 218 kann hier also lediglich 
eine Beschleunigung dieses Vor- 
gangs bewirken, was sicherlich 
sinnvoll ist, da die herrschenden 
Zustände schon aus rein humanitä- 
ren Gründen abzulehnen sind. 
Wichtiger jedoch ist folgender 
Aspekt: Mit der Aktion 218 haben 
sich zum ersten Mal Frauen in so 
großem Rahmen zusammenge- 
schlossen, Solidarität entwickelt 
und sich gegen spezifisch gegen die 
Frau gerichtete Zwänge aufgelehnt. 
Diese Solidarität konnte erst ent- 
stehen, als den Frauen durch die 
öffentliche Diskussion des § 218 

klar wurde, daß ihre Probleme 
keine isolierten, sondern gesamt- 
gesellschaftliche Probleme sind. 

Als — sicherlich positiv zu be- 
wertender — Erfolg der Aktion 218 
ist also zu verzeichnen: 
# einmal der Bewußtseinsprozeß, 
der bei vielen Frauen und auch 
Männern ausgelöst wurde und sie 
in die Lage versetzte, zumindest 
ansatzweise gewisse gesellschaftli- 
che Repressionsmechanismen zu 
erkennen, 

# und zum anderen der darauf 
aufbauende weiterführende Schritt 
der Auflehnung und des solidari- 
schen Handelns. 

Und hier liegt auch der Ansatz- 
punkt für die Weiterführung der 
Aktion 218, durch die es möglich 
wurde, große Teile der Frauen für 
den Kampf um ihre Interessen zu 
mobilisieren. Auf dieser Basis muß 
nun die ständische Aktion von ih- 
rer Konzentrierung auf den § 218 
gewendet werden zu einer politi- 
schen Aktion. D. h. ausgehend von 

der Abtreibungsproblematik muß 
die Vermittlung weitergehen zur 
allgemeinen Problematik der Se- 
xualität und der dort ansetzenden 
Repressionen des Kapitals und ih- 
rer Funktion; des weiteren muß der 
§ 218 in den Rahmen einer Diskus- 
sion der gesamten „Emanzipation- 
der-Frau"-Problematik gestellt 
werden, wobei diese Diskussion 
nicht eine ständische bleiben darf, 
sondern zur Vermittlung der allge- 
meinen Problematik der Unter- 
drückung in der kapitalistischen 
Gesellschaft, d. h. des Grundwider- 
spruchs führen muß. 

Für die zukünftige Praxis heißt 
das, daß in Podiumsdiskussionen 
nicht nur über den § 218 diskutiert 
wird, sondern vor allem über seine 
gesellschaftlichen Zusammenhänge, 
wie Wohnproblematik, Sexualität, 
Situation der Frau im Betrieb, 
woraus dann eine generelle Ana- 
lyse und Vermittlung der Zusam- 
menhänge des kapitalistischen Sy- 
stems folgen muß. 

Weiterhin muß in stärkerem Ma- 
ße an diejenigen herangetreten 
werden, die am meisten von der 
bestehenden Misere betroffen sind, 
nämlich Arbeiterfrauen bzw. Ar- 
beiterfamilien. 

Kurzfristig muß natürlich — so- 
lange der § 218 noch besteht — wei- 
terhin Hilfe in der Form geleistet 
werden, daß man die Solidarität 
möglichst vieler Ärzte erreicht und 
die Adressen der Ärzte, die bereit 
sind, eine Abtreibung vorzuneh- 
men, möglichst vielen Frauen zu- 
gänglich macht. Dabei muß auch an 
eine finanzielle Unterstützung ge- 
dacht werden, da einer Frau, die 
eine Abtreibung nicht bezahlen 
kann, auch eine solche Adresse 
nichts nützt. 

Um wenigstens in den härtesten 
Notfällen eine kleine Unterstützung 
geben zu können, führt der AStA 
eine Spenden- und Sammelaktion 
für die Aktion 218 durch. 

Spendenkonto: Städtische Spar- 
kasse Bochum, Zweigstelle 33, Uni- 
versität, Kto.-Nr. 80 04 65. 

Wer Interesse an einer weiteren 
Aufarbeitung der Problematik der 
Aktion 218 hat und auch an einer 
entsprechenden Praxis mitarbeiten 
will, möchte sich bitte beim AStA 
melden.) 

Zur studentischen Krankenversicherung 

Fortsetzung von Seite 1 
4. Das Argument des VDS für die 

Erhaltung der DSKV ist in erster 
Linie das Interesse, auch in Zukunft 
in Bonn über eine Lobby-Organi- 
sation zu verfügen, die eine gesetz- 
liche Neuregelung der studenti- 
schen Krankenversicherung durch- 
führen kann. Dieser Überlegung 
des VDS stellt der Vorstand des 
Studentenwerkes entgegen, daß 
zum einen die Vergangenheit ge- 
zeigt hat, wie gering der politische 
Einfluß der DSKV in Bonn ist und 
daß es zum anderen nicht vertret- 
bar ist, die Studenten jetzt für die 
Hoffnung auf eine gesetzliche Neu- 
regelung weiter noch mit unzumut- 
baren Beiträgen zu belasten. 

Bochumer AStA und Vorstand 
des Studentenwerkes teilen zwar 
die VDS-Auffassung, daß das End- 
ziel der studentischen Politik im 
Krankenversicherungswesen die 
Volksversicherung sein sollte, al- 
lerdings müßte dieses Ziel auf an- 
deren Wegen und mit anderen Or- 
ganisationen (z. B. den Gewerk- 
schaften) durchgesetzt werden. 

5. Die Politik im Wartestand, die 

der VDS z. Z. in der Krankenver- 
sicherungsfrage betreibt, ist falsch. 
Richtiger wäre es, jetzt auf bundes- 
weiter Ebene mit sämtlichen Er- 
satzkassen Verträge abzuschließen, 
die den Studenten optimale Versi- 
cherungsbedingungen bieten wür- 
den. Gleichzeitig aber müßte mit 
denjenigen Institutionen, die dar- 
an Interesse haben, wie z. B. Orts- 
krankenkassen und DGB, die Dis- 
kussion über die Abschaffung der 
ständischen Krankenversicherung 
in der BRD — AOK für schlecht 
verdienende Arbeiter, Ersatzkasse 
für besser verdienende Angestell- 
te, Privatkassen für die Großkop- 
ferten — eingeleitet werden. Eine 
solche Politik würden Vorstand der 
Studentenschaft und Vorstand des 
Studentenwerkes an der RUB im 
vds jederzeit unterstützen. 

PS. Die Aufnahme in die Ham- 
burg-Münchener-Ersatzkasse kann 
tgl. von 10 bis 16 Uhr in Baracke 
Nr. 8 (hinter der alten Mensa) im 
Raum 3 erfolgen. Außerdem steht 
tgl. während der Mittagszeit ein 
Sachbearbeiter der HaMü in der 
Mensa für Informationen und An- 

VERKAUF 

Führendes Haus in 
Western-Bekleidung 

Twen Shop 
Bekleidung für 
junge Leute 

Rücklaufbestände 
der US-Armee 

H. PETERMANN 

Bochum - Rathausplatz 8 

Telefon 66939 

Silvester in Prag 

27. Dezember 1971 bis 2. Januar 1972 
Fahrt ab / bis Bochum 

Hotel mit Halbpension und Stadtrundfahrt 

DM 168,- 

nur noch wenige Plätze frei! 

Silvester in Moskau 

28. Dezember 1971 bis 1. Januar 1972 
Flug ab / bis Berlin 

Hotel mit Vollpension, Stadtrundfahrten 

DM 348,- 

Studenten-Reisedienst Bochum 

463 Bochum, Lennershofstraße 66 
(hinter der alten Mensa, Baracke 9) Tel. 713980 

meidungen zur Verfügung. Gleich- 
zeitig mit der Anmeldung erfolgt 
die Befreiung vom DSKV-Beitrag. 
Das Geld wird Mitte Dezember in 
der Westfalenbank auf Vorlage des 
Studentenausweises erstattet. 

Hochschultage 
Fortsetzung von Seite 1 
eine BSU-Rcsolution später mit 
einem Antrag auf Nichtbefassung 
vom Tisch kam, wurde die Haupt- 
kontroverse zwischen SHB/SAG 
und Spartakus geführt. Spartakus 
wollte seine Resolution, in der 
sich zwischen den Zeilen die Stra- 
tegie des antimonopolitiseben 
Kampfes und weiter die sozialre- 
formerischen Parolen des vds ver- 
bargen, gemeinsam mit der AStA- 
Resolution verabschiedet haben. 
Dazu versuchte er, die grundsätzli- 
chen Unterschiede beider Resolu- 
tionen herunterzuspielen, eine 
Standardtaktik des Spartakus, 
wenn er sich in einer Position der 
Schwäche befindet, während in der 
Diskussion deutlich wurde, daß 
beide Resolutionen unvereinbar 
waren. Mit einer deutlichen Mehr- 
heit der noch 600 Anwesenden wur- 
de die AStA-Resolution verabschie- 
det. 

Gemäß der Schwerpunktsetzung 
des AStA ist es vor den fachspezi- 
fischen Veranstaltungen am Mitt- 
woch noch nicht zu beurteilen, ob 
die Hochschultage ihr Ziel erreicht 
haben, nämlich den Anfang zu set- 
zen für eine kontinuierliche Arbeit 
an den Studieninhalten und Stu- 
diengängen. 

Eines ist jedoch ganz klar: 
Keine studentische Gruppe 
kannn stellvertretend für die 
Masse der Studenten den 
Kampf gegen das HRG füh- 
ren. Deshalb: organisiert Euch 
in Abteilungsgruppen und Stu- 
dienkollektiven zur Kritik an 
der bürgerlichen Wissenschaft, 
zur Qualifikation hin zu einer 
sozialistischen Berufsaus- 
übung. 

schaiipiatten Resolution der Uni-VV 

kaufen Sie im VQm gQ November '71 

Die zunehmende Formierung aller gesellschaftlichen Bereiche 
im Interesse des Kapitals, die Bestimmung des gesellschaft- 
lichen Geschehens gemäß den Interessen der Wirtschaft zeigt 
sich in Einrichtungen wie der Konzertierten Aktion, im neuen 
Betriebsverfassungsgesetz und in der Tendenz zur Disziplinie- 
rung von Streiks ebenso wie in den gesetzlichen Regelungen 
zur direkten Nutzbarmachung der Hochschule, in deren Mittel- 
kunkt das Hochschulrahmengesetz (HRG) steht. Kaufen Sie 
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Aus diesem Grunde kann der 
Kampf gegen das HRG nur im Zu- 
sammenhang mit dem Kampf der 
Arbeiter gegen die Ausbeutung ge- 
sehen werden, d. h. er muß die Wi- 
dersprüche des Kapitalismus auf- 
greifen und somit ein sozialistischer 
sein. Das bedeutet gleichzeitig, daß 
der Kampf an der Hochschule nur 
insoweit erfolgreich sein kann, wie 
der Kampf der Arbeiterklasse ge- 

UP-Müdigkeit 

Am 24. 11. wählte die Ruhr-Universität ihr 3. Universitätsparla- 
ment (UP). Der vor der Wahl von Rektor, UP-Vorstand und 
Dekanen betriebene Aufwand, der möglichst viele Wähler zu 
den Urnen locken sollte, zahlte sich nicht aus: die Wahlbetei- 
ligung der Studenten lag zwischen 3 und 10 Prozent. 

Damit entlarvt sich das von offizi- 
ellen Stellen ständig vorgetragene 
Argument, die „linksradikale" Be- 
setzung der studentischen Selbst- 
verwaltungsorgane AStA und Fach- 
schaften sei Ergebnis der niedri- 
gen Wahlbeteiligung (durchschnitt- 
lich 40 Prozent) und entspräche 
nicht der Realität — wobei in ganz 
merkwürdiger und einseitiger Aus- 
legung die Bedeutung von Stimm- 
enthaltungen und Nichtabgabe von 
Stimmen als Nein-Stimmen inter- 
pretiert werden — als pure Dema- 
gogie. 

Für das neugewählte UP kommt 
dieses Argument sogar als wuchti- 
ger Bumerang zurück: das UP weist 
tatsächlich gewisse Züge von Radi- 
kalität auf, und zwar rechter Radi- 
kalität. Die „Dozentenschaft", die 
Bochumer Niederlassung des Bun- 
des Freiheit der Wissenschaft, ist 
mit ihren Spitzen vertreten; ir- 
gendwelche Studentenvertreter, 
von denen man nie etwas gehört 
hat, sind aus ihren Löchern gekro- 
chen und spiegeln das mangelnde 
Interesse der Studenten an der 
universitären Selbstverwaltung. 

Von Legitimation kann also bei 
diesem UP nicht die Rede sein, in- 
terpretiert man die Enthaltungen 
und die niedrige Wahlbeteiligung 
im Sinne der Ministerialbürokratie. 
Es ist sicherlich nicht nur optimi- 
stisch, sondern schlicht falsch, für 
das UP mit der Parole zu werben: 
„Das UP ist nicht machtlos! Son- 
dern es hat geschlafen!" — so der 
Slogan der Wahlkandidatenmann- 
schaft aus dem Kohlenkellerklub, 
die der gottesfürchtige Mathematik- 
ordinarius und Dozentenschaftsan- 
gehörige Ewald als graue Eminenz 
(wozu ihm allerdings das Format 
fehlt) in die „Wahlschlacht" schick- 
te, nachdem er im sogenannten 
„Ewald-Papier" klagend angemerkt 
hatte, daß das nichtwissenschaftli- 
che Personal im UP sich zuneh- 
mend erfrechte, gegen die Hoch- 
schullehrer zu stimmen. 

Die Erfahrungen mit dem UP 
zeigen vielmehr, daß die von der 
Bürokratie ständig verordnete 
„Schlaftablette" auch in Zukunft 
wirken wird, begründet in der fak- 
tischen Kompetenzlosigkeit des UP. 
Die Vergesellschaftung der Hoch- 
schule in ihrer kapitalistischen 
Formbestimmtheit oder anders die 
Formierung des Hochschulwesens 
hin auf die Belange der Wirtschaft 
erzwingen eine Zentralisierung der 
diesbezüglichen Entscheidungen. 
Die Kompetenzverlagerung weg 
von der Selbstverwaltung in die 
Ministerialbürokratie ist also eine 
für unser System folgerichtige Ent- 
wicklung. 

Aus dieser Erkenntnis heraus be- 
stimmt sich der Stellenwert des UP. 
Die in diesem UP einsetzende Sat- 
zungsdiskussion wird aller Wahr- 
scheinlichkeit nach nur dazu die- 
nen, dem Minister das Oktroi einer 
konfliktminimierenden, aber im 
obengenannten Sinne funktionalen 
Verfassung zu erleichtern. Schwer- 
punkt unserer Aktivität kann also 
nicht das — wie die Wahlbeteili- 
gung auch gezeigt hat — der Masse 
der Studenten weitgehend entfrem- 
dete UP sein, sondern die Arbeit 
in den Abteilungen, wo in Ausein- 
andersetzung mit dem, was dort als 
Wissenschaft ausgegeben wird, in 
der Auseinandersetzung mit Inhalt 
und Organisation des bürgerlichen 
Studiums, Erkenntnisprozesse in 
Gang gesetzt und organisatorisch 
gewendet werden müssen, nämlich 
u. a. die Erkenntnis, daß wir nur 
mit den Arbeitern, die die Domi- 
nanz des Kapitals an ihrem sozialen 
Ort viel existenzieller spüren, die 
für diese Entwicklungen und Aus- 
wirkungen verantwortlichen ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse ändern 
können. 

Deshalb: setzt nicht Eure 
Hoffnungen auf ein machtloses 

gen das Kapital erfolgreich ist. 
Deshalb gehen wir davon aus, 

daß das HRG unter den gegebenen 
ökonomischen, sozialen und politi- 
schen Bedingungen nicht verhin- 
dert werden kann. 

Wir werden unseren Kampf ge- 
gen das HRG dort ansetzen, wo es 
für das Kapital gilt, die gesetzlichen 
Maßnahmen der Hochschulformie- 
rung zu konkretisieren. 

Das bedeutet für uns, daß wir die 
im HRG angelegte Ausbildung zum 
bloßen Ersatzteil in der kapitalisti- 
schen Herrschaftsmaschinerie be- 
kämpfen, daß wir im Hinblick auf 
unseren späteren Beruf die Ein- 
sichten und Fähigkeiten uns aneig- 
nen müssen, mit denen wir den 
Kampf der Arbeiter gegen die Aus- 
beutung unterstützen können. 
# Wir werden die bürgerlichen 

Lchrinhalte angreifen. Wir wer- 
den Prinzipien für die Neuord- 
nung der Studiengänge erarbei- 
ten, deren Verankerung uns be- 
fähigt, die Beschränkung auf 
ein isoliertes Fachstudium ohne 
Reflektion der gesellschaftlichen 
Relevanz zu überwinden und 
mit denen wir den zentralen 
Studienordnungen von oben den 
organisierten Druck von unten 
entgegensetzen. 

# Wir werden die Organisation des 
bürgerlichen Studiums bekämp- 
fen, die durch Prüfungsterror, 
Leistungsdruck, obligatorische 
Studienberatung als Lenkungs- 
maßnahme und Vereinzelung 
der Studenten gekennzeichnet 
ist, indem wir den Aufbau von 
Übungs- und Studienkollekti- 
ven vorantreiben. 
Wir werden die politische Dis- 
ziplinierung von Lehrenden und 
Lernenden (Streikverbot im 
BAFöG, Mitwirkungs- und 
Schweigepflicht), die diese Art 
der Selbstorganisation im Stu- 
dium verhindern sollen, durch 
solidarische Aktionen bekämp- 
fen. 

Deshalb werden wir verstärkt die 
Arbeit in den Abteilungen aufneh- 
men und morgen in Abteilungsvoll- 
versammlungen und Teach-ins zu- 
sammen mit'den Assistenten Ar- 
beitsgruppen zu Fragen der Stu- 
diengänge und Lehrinhalte unter 
der Perspektive der späteren Be- 
rufstätigkeit bilden. 
Für sozialistische studentische Tu- 
torien! 
Für marxistische Lehrkräfte! 
Für eine Ausbildung im Dienste der 
arbeitenden Bevölkerung! 

Universitätsparlament, son- 
dern organisiert Euch in den 
Arbeitsgruppen, die während 
der Aktionstage zum Hoch- 
schulrahmengesetz in den Ab- 
teilungen gebildet worden 
sind! 

Buchbesprechung 

„Der liebe Gott 

im Sozialismus" 

30 Seiten mit heiligenbildchen, 
mit einem Vorwort von gött- 
lich farle, PAUSCHAL-Verlag, Göt- 
tingen 1971. Herausgeber: U. L. 
Tralink. 

der Verfasser setzt sich in ge- 
konnter weise mit dem für Sozia- 
listen schon immer etwas heiklen 
thema auseinander, insbesondere 
bringt tralink völlig neues material, 
das in fachkreisen einiges aufsehen 
aufwirbeln dürfte. 

so führt tralink ein wort von 
friedrich engels an, das in castrop- 
rauxel von generation zu genera- 
tion mündlich überliefert worden 

ist: „ich glaub' an dich!" engels soll 
dies einmal in einem Selbstgespräch 
geäußert haben, für die Wahrheit 
dieser worte vermag sich der Ver- 
fasser allerdings nicht zu verbür- 
gen. hier noch weitere Zitate, die 
erstmalig veröffentlicht werden: 

„du lieber gott" (lenin 1922), „oh 
herr, erlöse mich von meinen wett- 
schulden!" (karl marx 1871), „gott 
gebe, daß ich eine fünf im lotto ha- 
be!" (waiter Ulbricht 1971) und „oh- 
ne fleiß kein pleis!" (mao 1956). 

letzteres zitat hat jedoch eigent- 
lich nichts in der Sammlung zu su- 
chen. 

das wichtigste dokument dürfte 
jedoch eine flugschrift von stalin 
sein, die tralink in einer ägyptischen 
tempelruine ausgegraben hat. sie 
enthält neben anderen wichtigen 
materialien das prosagedicht: „wie 
kann ein kommunist papst werden." 
es endet mit den Worten: „hilft dir 
die Sowjetunion und der heilige 
geist / bist ganz schnell papst du, 
daß du's nur weißt!" 

schade, daß nicht stalin selbst 
diese krönung seiner laufbahn hat 
zuteil werden können, er stünde 
heute ganz anders da. 

in seinem kommentar kommt tra- 
link jedoch zu dem Schluß, daß der 
liebe gott statt in den Sozialismus 
zur hölle fahren solle, allenfalls 
könne ihm noch ein mitbestim- 
mungsrecht eingeräumt werden. 

der leser — sofern er nicht prak- 
tizierender kommunist ist, der zur 
beichte geht — merkt, daß gottlieb 
farle in seinem vorwort den richti- 
gen Schluß zieht: „ein mieses buch, 
das auf gottes heiligem erdboden 
nichts zu suchen hat." 

.. dann lieber Jungfrau 

Man nehme eine mit Beton verbaute Universität (z. B. die RUB), 
eine frustrierte Studentenschaft, einen neuen Raum, den noch 
keiner kennt, viele Plakate, schlechte Bands und 3,— DM Ein- 
tritt — und nenne das ganze DEFLORATION. Die Erwartungen 
der vielen Tausend Besucher einer solchen Mensa-Fete schwelg- 
ten natürlich ins Unermeßliche — vorher: die Hoffnungen der 
fast 4000 Studienanfänger, die noch keine Mensa-Fete mitge- 
macht hatten, der Wunsch der anderen, die neue Mensa sei 
weniger frustrierend als die alte, der sexuelle Reiz des Namens 
Entjungferung... 

Wenn am Freitag abend wirklich 
jemand entjungfert wurde, so kann 
das nur für große Zufälligkeit und 
die ungeheure Leistung derer spre- 
chen, die bei (bzw. nach) dieser gro- 
ßen Frustrationsansammlung doch 
noch etwas gebracht haben. Denn 
die Atmosphäre in der neuen Men- 
sa widersprach dermaßen sämtli- 
chen Erwartungen, daß es unver- 
ständlich erscheint, weshalb es 
überhaupt jemand länger als eine 
halbe Stunde ausgehalten hat. 

Die große Mensa erinnert schon 
mittags an eine Bahnhofs- oder 

Markthalle, doch abends, voller 
Leute, die herumlaufen, bei dröh- 
nendem Lärm, der Musik sein soll- 
te, mit Tischen wie beim Essen, oh- 
ne Dekorationen, lange Schlangen 
vor den Getränkeständen ... war 
noch weniger Kommunikation mög- 
lich als im Bahnhof. 

Das ewige Aneinandervorbeilau- 
fen tötete jegliche Initiative, und 
Hajo fand zu Recht große Zustim- 
mung, als er forderte, daß zumin- 
dest der Reinerlös der fete (wohl 
über 5 000,— DM) zu sozialen Zwek- 
ken verwandt und nicht privat-ka- 
pitalistisch angeeignet werde. 

Zusammengefaßt: eine solche 
Mensafete darf auf keinen Fall 
mehr stattfinden, denn bei einer 
solchen Atmosphäre sollte die Men- 
sa besser jungfräulich bleiben. 

Studienbüro und Studentenschaft: 
STUDIENANFÄNGER-TREFFS 

dienstags und donnerstags 
um 13 Uhr in GAFO 03/191 
(zwischen GA und Mensa) 



Politische Gefangene 

Mit dieser BSZ beginnt der bochumer AStA und die politischen Gruppen, die ihn tragen eine Kampagne für die politischen 
Gefangenen in USA und BRD. Wir werden in diesem Zusammenhang nicht so ausführlich auf den Fall Angela Davis eingehen, 
wie es möglich und nötig wäre. Über die Genossin Angela und den drohenden Tod in der Gaskammer sind relativ viele Informa- 
tionen bekannt, z. T. selbst durch die liberale Presse. Zweitens schadet unserer Meinung nach eine Personalisierung des Pro- 
blems politischer Gefangener auf Angela Davis. Der Terror, auch Gefängnisterror gegen diejenigen, die sich gegen Unter- 
drückung und Ausbeutung wehren, ist ein durchgängiges Charakteristikum aller kapitalistischen Gesellschaften. Wir werden 
deshalb in dieser BSZ zunächst einmal einige Informationen über politische Gefangene in der BRD geben. Dazu gehört Larry 
Jackson, ein Mitglied der Black Panther Party, der in Zweibrücken zu sechs Jahren Gefängnis verurteilt wurde. Dazu gehört 
auch eine Liste der 60 deutschen Genossen, die z. Z. gefangen sind. Daneben werden wir im Rahmen dieser ersten Kampagne 
die Aktivität einer Gruppe darstellen, die im Kontext mit der Gefangennahme von Angela Davis und Larry Jackson betrachtet 
werden muß. Angela Davis und Larry Jackson kämpften für die Befreiung der Schwarzen in den USA, gegen die besondere Unter- 
drückung einer rassischen Minorität im Kapitalismus. Dieser Kampf für die Befreiung des schwarzen Volkes wird besonders 
auch gegen die Unterdrückung der Schwarzen in der Armee geführt. Die einzige Gruppe, die in Westeuropa diese Arbeit inner- 
halb der amerikanischen Armee aufgenommen hat, ist die Gruppe um die Zeitung „VOICE OF THE LUMPEN". Wir werden 
deshalb hier die Arbeit dieser Gruppe dokumentieren und ihr 10-Punkte-Programm sowie einen kurzen Überblick über ihre 
Arbeit und politischen Erfahrungen abdrucken. Die Gruppe hat inzwischen schon reiche Erfahrungen mit der angeblich so 
„rechts' staatlichen BRD gemacht. Am 11. 5. 1971 wurde in Augsburg (SPD-regiert) ein schwarzer Amerikaner verhaftet, weil er 
in einer Gaststätte die Zeitung „Voice of the Lumpen" verkaufte. Der Verkäufer wurde abgeschoben. Im Abschiebebescheid 
heißt es: „Der Inhalt dieser Druckerzeugnisse soll sich — so laut Polizeibericht — auch, wie allgemein bekannt ist, gegen die 
US-Regierung richten .. . Sein Aufenthalt dürfte deswegen als unerwünscht zu gelten haben." 

Politische Gefangene 

in der Bundesrepublik 

In Westberlin und der BRD sitzen z. Z. etwa 60 Genossen im 
Gefängnis, alle wegen politischer Delikte, zum größten Teil in 
Untersuchungshaft, die mit den fadenscheinigsten Gründen auf 
Monate und Jahre ausgedehnt wird. Um ihre Isolation perfekt 
zu machen, sie im Gefängnis zu zermürben und den Kontakt zu 
anderen Gefangenen zu erschweren, werden diese Genossen 
fast ausnahmslos In verschärfter Einzelhaft gehalten. So sind 
z. B. Fritz Teufels Neben-, Ober- und Unterzellen in Landsberg 
unbelegt, um jede Kontaktaufnahme zu verhindern. 

Gemeinsamer Hofgang mit anderen 
Gefangenen ist den meisten unter- 
sagt. Der größte Teil unterliegt 
strengster Post- und Besuchsbe- 
schränkung, die sich auch über ge- 
schriebenes Recht hinwegsetzt. So 
konnte zwar der CDU-Faschist Ma- 
jonica Margrit Schiller in der Nacht 
ihrer brutalen Zwangsvorführung 
mit Würgegriffen auch noch belä- 
stigen; jedem aber, der sich auch 
nur ansatzweise solidarisch gegen- 
über gefangenen Genossen verhält, 
wird der Besuch verwehrt oder 
große Schwierigkeiten bereitet. 

Erinnert sei nur an die FDP-Stu- 
dentin Finkelgrün, die in Köln 
Astrid Proll den Namen eines 
Rechtsanwaltes nannte und des- 
halb nicht nur entlassen wurde, 
sondern wahrscheinlich ein Verfah- 
ren und den Spitzel terror der Poli- 
tischen Polizei über sich ergehen 
lassen muß. 

Die Herrschenden in der BRD 
versuchen z. Z. erfolgreich, einer- 
seits die politischen Gefangenen 
untereinander zu isolieren. Dazu 
wurden die Genossen, die ursprüng- 
lich nur in drei oder vier Städten 
einsaßen und so noch Kontakte 
halten konnten, über eine ganze 
Reihe von Gefängnissen in der Pro- 
vinz und auch hier im Ruhrgebiet 
verstreut. 

Andererseits wurden die politi- 
schen Gefangenen in der Öffent- 
lichkeit fast vollständig isoliert. Die 
Hetze des Polizeistaatsministers 
Genscher und seinem Privat-FBI, 
der Bonner Sicherungsgruppe, hat 
bei vielen erfolgreich angeschlagen. 
Kaum einer ist sich dessen bewußt, 
daß z. B. ein Horst Mahler seit über 
einem Jahr in Untersuchungshaft 

primär gegen die sozialistischen 
Organisationsversuche, gegen die 
tägliche politische Arbeit im Be- 
trieb und in den Universitäten. Die 
Brutalisierung der Polizei ist dabei 
jedoch nicht nur gegen diese politi- 
schen Kerne gerichtet, sondern 
richtet sich gegen jede, auch unbe- 
wußte Protesthaltung gegen diese 
Gesellschaft. 

Es ist heute schon zur Regel ge- 
worden, daß jemand, der ein Auto 
klaut, durch einen Bullen per Ge- 
nickschuß exekutiert werden kann, 
ohne daß sich jemand aufregt. Es 
ist zur Regel geworden, daß die Po- 
lizei in Bochum nachts Hotels um- 
stellen kann und alle Leute kon- 
trolliert. Es ist zur Regel gewor- 
den, daß Bankräuber und Geiseln 
mit MP's einfach umgemäht wer- 
den. 

Wenn wir die Solidarität mit den 
politischen Gefangenen in der BRD 
üben, kommt es deshalb gar nicht 
darauf an, sich mit den politischen 
Vorstellungen dieser Genossen zu 
identifizieren. Das Ja-aber-Lamen- 
to nutzt nur den Herrschenden und 
ihren Spaltungs- und Kriminälisie- 
rungsversuchen. DIE EINKERKE- 
RUNG DER ERSTEN GENOSSEN, 
UND ES IST SCHON EINE BE- 
TRÄCHTLICHE ZAHL, MUSS 
MIT EINEM SOLIDARISCHEN 
VORGEHEN BEANTWORTET 
WERDEN. Heute sitzt man wegen 
unerlaubtem Waffenbesitz zwei 
Jahre. Morgen wird man wegen 
Flugblattverteilens sitzen und über- 
morgen, wenn man zu laut denkt, 
wenn wir nicht jetzt den Kampf 
gegen die Einkerkerung politischer 
Gefangener aufnehmen. 

Wir sollten .dabei in erster Linie 

sitzt, obwohl ihm nichts, aber auch 
gar nichts bewiesen werden konnte. 
Keiner hat auf das Urteil gegen 
Fritz Teufel wegen Brandstiftung 
reagiert. 

In diesem Urteil waren klassi- 
sche Sentenzen der politischen, der 
Klassenjustiz nachzulesen. Nicht die 
Spur von Beweisen war die Ur- 
teilsgrundlage, sondern die Annah- 
me, daß so einem wie der Teufel 
die vorgeworfenen Brandstiftun- 
gen auch zuzutrauen seien. 

Kaum einer ist sich dessen be- 
wußt, daß im Zusammenhang mit 
dem Polizeiterror gegen die sog. 
Baader-Meinhof-Gruppe eine Kri- 
minalisierung der gesamten linken 
Szene stattgefunden hat, wie sie 
noch vor einem Jahr sich kaum 
einer vorstellen konnte. Schwer- 
bewaffnete Polizeibullen mit Ma- 
schinenpistolen, Straßensperren, 
Hausdurchsuchungen gehören heute 
bereits zum gewohnten. 

Dieser Terror richtet sich also 

jene Gruppen unterstützen, die sich 
um die Betreuung der Genossen im 
Knast bereits kümmern: Rote Hil- 
fe West-Berlin, 1 Berlin 21, Ste- 
phanstraße 60, Konto Nr. 064 000347 
(Brentzcl) bei der Sparkasse West- 
berlin; Rechtshilfe München, Kon- 
to Nr. 561 389 bei der Bayr. Ver- 
einsbank München (Ortmann). 

Rechtsberatung 
im Auftrag des Vorstands 
der Studentenschaft 
(im Rahmen des Art. 1, § 3 
Ziff. 1 RBerG) 
Ort: Baracke 1, Zimmer 17 
(vor der alten Mensa) 
Zeit: Mo. u. Do., 12.30 - 14.00 
Lutz Eisel: Hilfe in Rechts- 
fragen aller Art 

VOICE 
OF THE 

LUMPEN 

WHAT WE WOT 

WHAT WE DEMAND 

Mitte 1970 erreichte das Nachdenken über die eigene Situation der Schwarzen in der Armee 
einen Punkt, an dem unzufriedene schwarze Soldaten begannen, sich mit den grundlegenden 
Problemen des Rassismus in der US-Armee auseinanderzusetzen. Dies war das Jahr, in dem 
schwarze Gls zum erstenmal organisiert handelten, und zwar gaben sie ihren Gefühlen und 
ihrer Unzufriedenheit am 4. Juli aus Anlaß des FIRST CALL FOR JUSTICE Ausdruck. 

Zur gleichen Zeit erkannten gleich- 
gesinnte .. Zivilisten, die vom Sta- 
dium der bloßen Revolte bereits 
zur Entwicklung politischen Be- 
wußtseins fortgeschritten waren, 
daß es notwendig war, einen Appa- 
rat außerhalb der Armee zu schaf- 
fen, mit dem die Massen von 
schwarzen Gls informiert werden 
konnten, geschult und organisiert 
in dem Sinne, in dem der Afro- 
Amerikanische Befreiungskampf 
geführt wird und in dem auch die 
Black Panther Party arbeitete. Die- 
se wenigen Gleichgesinnten, die be- 
reit sind, sich für die Interessen der 
schwarzen Gls einzusetzen, und de- 
ren Namen keine Rolle spielen, ka- 
men nach Frankfurt und gründeten 
dort die Voice of the Lumpen. Das 
war im November 1970. Die VGL 
hielt Versammlungen ab, organi- 
sierte Kurse zur politischen Schu- 
lung, gab finanzielle Unterstützung, 
gab eine Zeitung heraus (die VGL), 
dazu Flugblätter, Pamphlete und 
Meinungsplaketten, soweit es in 
ihren Kräften stand und wo immer 
schwarze Gls erreicht werden 
konnten: in den Bars, in Versamm- 
lungen, vor den Kasernen etc. 

Die Organisation entwickelte ei- 
ne politische Linie in der Richtung 
der 10-Punkte-Plattform der Black 
Panther Party, informierte ausführ- 
lich über den Ramstein-Prozeß (vgl. 
dazu den Artikel in dieser BSZ) 
und verbreitete mit Nachdruck die 
Forderung nach Freiheit für alle 
politischen Gefangenen. Vom tak- 
tischen Standpunkt aus waren alle 
diese Aktionen wertvoll. 

Am 10. 4. stellte die VGL auf 
einer VOL-Versammlung an der 
Frankfurter Uni den schwarzen 
Gls ein 10-Punkte-Programm vor. 
Diese 10 Punkte wurden von allen 
einstimmig angenommen. Aus tak- 
tischen Gründen Wurde dieses Pro- 
gramm nicht als GI-Plattform und 
Programm bezeichnet, sondern als 
10-Punkte-Programm der VOL. 

Die VOL erkannte bald, daß sie 
nicht für sich allein arbeitet, son- 
dern ein Kader der Gesamtrevolu- 
tion ist, und daß „revolutionäres 
Handeln der Anfang jeder Revolu- 
tion ist". Sie bemühte sich immer 
wieder, eine klare ideologische Li- 
nie zu finden, um den Brüdern in 

der Armee konkrete und klare Vor- 
stellungen präsentieren zu kön- 
nen ... 

„Heute zeigen uns die Aktionen 
der schwärzen Gls, sei es in Deutsch- 
land, in Südvietnam, Korea, Pana- 
ma oder wo auch immer, daß eine 
große Anzahl unserer Brüder und 
Schwestern bereits ein revolutionä- 
res Bewußtsein entwickelt haben. 
Dennoch sind alle diese heroischen 
Aktionen viel zu isoliert. Wenn wir 
einen revolutionären Apparat hät- 
ten, wären diese Aktionen gegen 
die rassistischen Schweine und die 
US-Imperialisten viel effektiver. 
So jedoch ist es unsere Aufgabe, 
diesen Apparat zu schaffen, um die 
Bildung einer Einheitsfront zu er- 
möglichen ... 

Jedoch gibt es zu diesem Zeit- 
punkt noch ungeheuer viele schwar- 
ze Gls, die noch nichts über die Ar- 
beit der VOL erfahren haben ... 

Es gibt hier in Deutschland 
50 000 schwarze Gls; man muß 
sich vorstellen, was das zu dieser 
Zeit bedeutet, wo so viel auf dem 
Spiel steht. Wir von der VOL sehen 
es als unsere Pflicht an, als Kader 

der Gesamtrevolution dazu beizu- 
tragen, daß unser Kampf auf einer 
höheren Ebene weitergeführt wird. 
Betrachtet uns nicht als Führer, 
auch nicht als Vorkämpfer, denn 
schon revolutionäres Handeln ist 
der Beginn der Revolution. Die 
Führer der Revolution sind dort, wo 
gehandelt wird ... in Korea, in Pa- 
nama, in Südvietnam, in Darmstadt, 
in Hanau, in Freidberg, in Butz- 
bach, in den Militärstrafanstalten 
in Nürnberg, Mannheim, Frankfurt 
und in Babylon. Wir sind hier, um 
den Interessen der schwarzen Gls zu 
dienen, und um dem Interesse der 
50 000 000 Afro-Amerikaner zu die- 
nen, so gut wir es vermögen. Die 
VOL existiert seit 7 Monaten. In 
diesen 7 Monaten, in denen wir die 
schwarzen Gls organisiert und 
geschult haben, haben sich die Din- 
ge geändert, und die faschistischen 
Machenschaften haben nicht aufge- 
hört. Eine Reihe von Fragen hat 
sich uns gestellt. Was ist erreicht 
worden? Wie werden die Brüder 
die notwendigen revolutionären Ak- 
tionen durchführen? Wo werden sie 
sich nach ihrer Flucht verbergen? 
Wie können wir den Methoden der 
Faschistenschweine begegnen? Dies 
sind sehr ernste Fragen, die beant- 
wortet werden müssen. Wir haben 
uns hingesetzt und uns selbst ge- 
schult und werden nun an die Front 
gehen und gewissenhaft lehren und 
lernen... 

Unsere Botschaft an unsere Brü- 
der in der Armee und in den Straf- 
anstalten ist eine Botschaft der So- 
lidarität, der revolutionären Brü- 
derlichkeit und des gemeinsamen 
Kampfes. Unser Volk wird solange 
nicht frei sein, wie diese Schweine 
und ihr schäbiges und korruptes 
System existieren. Wie die Brüder 
in der Cambrai Fritch Kaserne 
schon gesagt haben: „die Zeit für 
Gelaber, Parteibilden und Verharm- 
losen ist endgültig vorbei." Solan- 
ge die Schweine einen Bruder für 
einen Tag, ein Jahr oder für hun- 
dert Jahre ins Gefängnis stecken 
können in diesem beschissenen ka- 
pitalistischen System, in dem wir 
keine menschlichen Rechte, keine 
Freiheit, einfach nichts haben. Wir 
haben nichts zu verlieren, aber mit 
revolutionärere Gewalt alles zu ge- 
winnen." 

Unseren Brüdern und Schwestern 
in Babylon, unseren Brüdern und 
Schwestern der International Sec- 
tion der BPP sagen wir: „Revolu- 
tionäres Handeln ist der einzig 
mögliche Beginn zur Revolution!" 
ALLE MACHT DEM VOLKE!" 

Klassenjustiz gegen farbige 

Genossen in der BRD 

Im November 1970 bereiteten Larry 
Jackson und William Burreil zu- 
sammen mit anderen Amerikanern 
eine Veranstaltung vor, auf der 
Kathleen Cleaver zu GI's und Stu- 
denten über die Situation in den 
USA, die brutale Unterdrückung 
der Oppostion gegen den Krieg in 
Indochina und die politische Arbeit 
der Black Panther Party sprechen 
sollte. Vier Black Panther Genos- 
sen, die Flugblätter und Material 
für diese Veranstaltung verteilen 
wollten, fuhren am 19. November 
1970 auf der Straße zur US Air 
Force Basis in Ramstein/Pfalz. 

Diese Straße geht ohne Abgren- 
zungen direkt in den Fliegerhorst 
über. Als die Black-Panther-Mit- 
glieder bemerkten, daß sie sich be- 
reits einige Meter auf dem Gelände 
der Basis befanden, stoppten sie ih- 
ren Wagen und setzten zurück. Der 
Wachtposten, ein Deutscher in ame- 
rikanischen Diensten, hielt sie an 
und wollte ihre Pässe sehen. Als 
die Insassen des Wagens die auf- 
geklappten Pässe vorzeigten, ver- 
suchte ihnen der Posten, der inzwi- 
schen bemerkt hatte, daß es sich 
um zumindest Sympathisanten der 
Black Panther Partei handelte, die 
Papiere zu entreißen, machte die 
Wagentür auf und zog den Zünd- 
schlüssel des Wagens ab. Als die 
Panthers sich dagegen wehrten, 
zog der Posten seine Pistole und 
schoß auf den Wagen. Einer der 
Wageninsassen schoß zurück, dann 
flohen sie. 

Von über 300 amerikanischen und 
westdeutschen Polizisten und Hun- 

den gejagt, wurden Burreil und 
Jackson verhaftet. Obwohl sie durch 
Kundebisse schwer verletzt waren, 
wurde ihnen die ärztliche Behand- 
lung durch einen perfekt englisch 
sprechenden Staatsanwalt mit der 
Begründung verweigert, er ver- 
stünde sie nicht. 

Für die deutsche Justiz, die ame- 
rikanische wie deutsche Politische 
Polizei, die ihre Finger im Spiel 
hatten, stand die Schuld der Ange- 
klagten von vornherein fest. 
Schwierigkeiten machte „nur" die 
Beweisführung. 

Der einzige Zeuge, Lippek, der 
Posten, machte völlig widersprüch- 
liche Angaben. Nach dem Vorfall an 
der US-Basis erklärte Lippek zu 
Protokoll, er könne sich nicht an 
den Schützen erinnern und konnte 
keine Einzelheiten nennen. Bei 
einer Gegenüberstellung eine Wo- 
che später erkannte Lippek „plötz- 
lich" Larry Jackson als Schützen 
und nannte dessen Bart als beson- 
ders prägnanten Hinweis. Vorher 
war von einem Bart keine Rede ge- 
wesen. 

Die Identifikation von Jackson 
fand unter besonders merkwürdi- 
gen Umständen statt. Der Wagen 
wurde nämlich vor dem Posten- 
häuschen postiert, mit Burreil auf 
dem Fahrersitz und Jackson auf 
dem Rücksitz. Unter solchen Bedin- 
gungen fällt eine Identifikation na- 
türlich nicht schwer. 

Außer solchen Lügen hatte das 
Gericht nichts aufzuweisen. Zwar 
wurde zunächst noch der Versuch 
gemacht, die Black Panthers als kri- 

minelle Vereinigung zu denunzie- 
ren, die sich das Töten zum Haupt- 
zweck gemacht habe, aber dies wur- 
de dann doch noch unter dem Druck 
der Demonstrationen in Zweibrük- 
ken fallengelassen. 

Lippeks Aussage, verbunden mit 
dem Vorwurf, die Wageninsassen 
hätten zuerst geschossen, waren 
die einzigen Gründe für die Ver- 
urteilung wegen „versuchten Tot- 
schlags". Dem entgegen standen 
folgende Punkte: 
— die widersprüchlichen Aussagen 
Lippeks, seine rassistische Vorein- 
genommenheit gegenüber Schwar- 
zen (seine Frau hat ein uneheliches 
Kind von einem Schwarzen), seine 

Zusammenarbeit mit dem militäri- 
schen Abschirmdienst der Ameri- 
kaner, CID. 
— mehrere Zeugen, die zur Tatzeit 
das Postenhaus passierten, hatten 
zuerst das Mündungsfeuer aus der 
Waffe Lippeks gesehen. 
— der Paraffintest fiel bei beiden 
Angeklagten negativ aus. Sie hat- 
ten also nicht geschossen. Ein Ver- 
treter des Bundeskriminalamts 
meinte dazu, man „könne dies nur 
als einen Art Hinweis betrachten"; 
sonst werden auf der Basis von Pa- 
raffintests Urteile gesprochen; 
— die Tatwaffe wurde trotz Ein- 
satzes von Minensuchgeräten nicht 
gefunden; 
— Jackson wurde ein Schuß zur 
Last gelegt, der aus einer Entfer- 
nung von 2—3 Metern abgegeben 
wurde und am Reißverschluß von 
Lippeks Jacke abrutschte. Ein an- 
derer Schuß, der Lippeks Ober- 
schenkel aus 20 Metern traf, prallte 
nicht ab An dieser Version ist also 
auch einiges unstimmig. 
Fortsetzung auf Seite 6: Manifesto 
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Theologie-Kasperletheater 

Die Aufdeckung von Skandalen bei Berufungsverhandlungen hat an dieser Uni bereits Ge- 
schichte; man erinnere sich nur an die Enthüllungen des „Wohlfahrtsausschusses" bei den 
Berufungen von Kesting und Landwehrmann an der Abt. 8. Als neuester Beitrag in dieser Reihe 
erschien letzte Woche ein 16seitiges Info, in dem der FR ev. Theologie in Zusammenarbeit mit 
der „Roten Zelle Theologie" die Besetzung des Lehrstuhls „christlicher Gesellschaftslehre" an 
der Abt. 1 beschreibt und analysiert. Dabei wird wieder einmal gezeigt, daß man sich die Vor- 
gänge bei Berufungsverhandlungen einfach nicht primitiv genug vorstellen kann; daß auch in 
diesem speziellen Fall die Profs im sicheren Gefühl ihrer Macht ein schlecht inszeniertes Kas- 
perletheater aufführten. 

Dafür einige bemerkenswerte Bei- 
spiele: wer geglaubt hatte, die illu- 
stre Berufungskommission der ne- 
ben 7 Theologieprofs noch die je- 
weiligen Abteilungsrechtsaußen Er- 
mecke (kath. Theologie), Werten- 
bruch (Jura) und in Vertretung von 
Papalekas Pankoke (Sowi) sowie 
der Philosoph Kimmerle und einige 
studentische „Gäste" angehörten, 
würde zu Beginn ihrer Tätigkeit 
wenigstens die alles entscheidende 
Frage klären, ob denn nun „christ- 
liche Gesellschaftslehre" soziolo- 
gisch angereicherte Theologie oder 
theologisch verbrämte Soziologie 
sei, wurde herb enttäuscht. 

Was bei diesem Stadium der Ver- 
handlungen herauskam, waren 
markige Parolen wie: 
# „Wer an der Abt. 1 arbeitet, muß 
auch Theologe sein" 
# „Christliche Gesellschaftslehre 
ist Theologie!" 
# „Im Bereich des Lehrstuhls sol- 
len bestimmte Probleme, wie z. B. 
das der Pille, wertfrei untersucht 
werden..." 

Nach dieser aufschlußreichen 
Festlegung der Kriterien war denn 
auch der Durchgang der 14 Bewer- 
ber eher eine mittelmäßige Kaba- 
rettvorstellung als eine „wissen- 
schaftliche" Prüfung. Dabei fielen 
zwangsläufig Zitate, die weit über 

Damit aber die Studenten ob sol- 
cher Regelung nicht geschockt 
werden, wird 
# nicht definiert, was weiterfüh- 
rend bedeutet 
# der Beschluß nicht bekanntge- 
geben (was ihn unwirksam macht). 

Die Überraschung war daher für 
Arnulf Heß umso größer, als er 
erstes (?) Opfer dieser „sinnvollen" 
Regelung werden sollte. Im ersten 
Semester hatte er nach eigenen 
Aussagen gebummelt, im zweiten 
war er durch Sperrung häuslicher 
Finanzen zur Erwerbstätigkeit ge- 
zwungen. Als er nun einige Versu- 
che in der quantitativen Analyse 
erfolgreich erledigt hat, bedeutet 
man ihm, er müsse das Praktikum 
räumen. 

Prof. Bergmann: „Wir haben eine 
Studienordnung, nach der ist es 
unmöglich, Sie hier weiterarbeiten 
zu lassen." Wann werden es die 
Herren Profs endlich kapieren? Es 
gibt keine Studienordnung, nur 
zwei DIN-A-4-Seiten mit einer 
graphischen Aufstellung von Vor- 
lesungen und Praktika für acht 
Studiensemester. 

Bergmann: „Ja, das meine ich 
doch! Das gibt's nirgendwo, daß 
man ohne Scheine in ein weiterfüh- 
rendes Praktikum gehen kann." 

Was anderswo ist, kann hier aber 
nicht von Interesse sein, die Frage 
lautet, ob solche Regelungen sinn- 
voll sind. 

den Rahmen der Abteilung hinaus 
Heiterkeit erregen dürften. Nach 
der Festlegung der Grundfragestel- 
lungen „Kennt jemand den Bewer- 
ber?" oder „Hat jemand das Buch 
des Bewerbers gelesen?", erfolgten 
so profunde Erkenntnisse wie: 
„Ihm fehlt der theologische An- 
strich" (Ermecke über B.), „er ist 
eher soziologisch als theologisch 
orientiert" (derselbe über K.), „Sei- 
nem Vetter gehört die Trinkhalle 
auf dem Aspel" (Kimmerle über B.) 
„Er (der Bewerber G.) mutet einem 
manchmal an, na ja, auf jeden Fall 
nicht wie ein Mann, der für diesen 
Lehrstuhl in Frage kommt." 

Die Bewerbung eines fortschritt- 
lichen Pfarrers wurde von dem 
BFdW-verdächtigen Prof. Schrei- 
ber mit der Bemerkung abgetan, sie 
sei „wohl ein Witz", während Er- 
mecke den späteren Spitzenkandi- 
daten (ein erzreaktionärer Kir- 
chenmann) mit „ein ernstzuneh- 
mender Mann" titulierte, und die 
3. Sitzung begann mit der Frage: 
„Wer kann noch etwas über Herrn 
B. sagen?", worauf der Prof. Hornig 
als wichtigstes Moment anführte 
„er ist noch sehr jung". 

Da man durch diese Gaudi zwar 
eine sog. „wissenschaftliche Dis- 
kussion" führte, effektiv aber nicht 
vorankam, fielen denn auch die 

Bergmann: „Die Fakultät hat den 
Beschluß gefaßt, daran müssen 
wir uns halten." 

Inhaltliche Diskussionen sind mit 
solchen Profs nicht zu führen. Der 
betroffene Student versucht inzwi- 
schen, mittels einstweiliger gericht- 
licher Anordnung seine Wiederauf- 
nahme zu erreichen. 

Ein weiterer Fall: Seit Wochen 
läuft eine Studentin (5. Sem.) von 
Prof zu Assistent und zurück und 
verhandelt über die Anerkennung 
von Scheinen, Versuchen und Ein- 
zelklausuren. Im 4. Semester wech- 
selte sie zu den Vollchemikern. In 
der qualitativen Analyse wurden 
die durchgeführten Versuche nicht 
anerkannt, weil sie „nur" Lehrer 
war. Am liebsten möchte man be- 
schließen, sie nunmehr als Vollche- 
miker im 3. Semester einzustufen. 
Danach müßte die Studentin aus 
dem ersten Semester noch Klausu- 
ren nachholen, die noch nicht Voll- 
chemikerpflicht waren, als sie das 
Lehrerstudium aufnahm. 

Einen „Ausweg" bot ihr Dekan 
Haas an: „BLEIBEN SIE DOCH 
LIEBER BEI IHREN KOCHTÖP- 
FEN, VERLOBT SIND SIE JA 
SCHON." 

Bei solchen Professoren kann 
man das Fürchten lernen. Diese 
Erfahrung sollte man ihnen aber 
auch einmal zuteil werden lassen. 
Lehrt die Professoren das Fürch- 
ten! 

eigentlichen Entscheidungen nicht 
in der PseudoÖffentlichkeit der 
Kommissionssitzungen, sondern bei 
trauter Plauderei im Lottental oder 
am Telefon, wofür die Odysseen 
der einzelnen Bewerber vom abso- 
luten Spitzenkandidaten bis zum 
aussichtslosen Außenseiter oder der 
unbegreifliche Aufstieg anderer 
aus den tiefsten Tiefen in die be- 
sten Positionen ein lebhafter Beleg 
sind. 

Fragt nun jemand, wie es wohl 
kommt, daß sich die Profs so un- 
glaubliche Blöße geben, so ist die 
Antwort allein in der „Vertraulich- 
keit" der Sitzungen zu suchen. So 
beginnt das Protokoll der 3. Sitzung 
etwa mit den bezeichnenden Wor- 
ten: „Der Vorsitzende terminiert die 
Sitzung auf 17 Uhr. Er verweist auf 
die Vertraulichkeit der Sitzung. Da 
es zur Verhandlung auswärtiger 
Gutachten kommt, ist die Vertrau- 
lichkeit besonders zu wahren, da 
die Gutachten strenger Vertraulich- 
keit unterliegen". 

Diese Geschichte ist jedoch nicht 
nur ein sicher sehr nett zu lesendes 
Histörchen aus dem Uni-Alltag, 
sondern macht anschaulich klar, 
wie es um den vielbeschworenen 
„Kampf in den Gremien" (wir mei- 
nen die von Spartakus und anderen 
Gruppen so bezeichnete „Mitbe- 
stimmung") praktisch aussieht, wie 
illusionär die Parole „Marx an die 
Uni" wirklich ist: Entweder die 
Studenten in den Gremien halten 
sich an die Vertraulichkeit und de- 
generieren damit zum bloßen 
Funktionär (schon jetzt kann man 
den Spartakus-Boß R. Farle als 
Prototyp dieses Genres ansehen!) 
oder sie brechen die Vertraulich- 
keit und werden dann bei nächster 
Gelegenheit aus dem betreffenden 
Gremium ausgeschlossen. Außer- 
dem: wie um Himmels Willen sol- 
len Profs, die in Berufungskommis- 
sionen allein stimmberechtigt sind, 
für marxistische Dozenten stim- 
men? 

Richtig sind eher die Konse- 
quenzen, die der FR ev. Theol. aus 
dieser Angelegenheit zog: Durch 
die Veröffentlichung eines Infos er- 
reichte er ein breites Interesse un- 
ter den Studenten (schon nach dem 
1. Erscheinungstag wurde eine 
Neuauflage fällig), den der Lächer- 
lichkeit preisgegebenen Profs blieb 
nichts anderes übrig, als die 3 Spit- 

Wie bekannt ist, hat die AOW als 
eine von zwei Abteilungen eine ge- 
nehmigte Satzung, die einstimmig 
von der Abteilung angenommen 
wurde. Als es darum ging, die In- 
tentionen der Satzung in die Praxis 
umzusetzen, zeigten sich zwei Rich- 
tungen von sehr unterschiedlicher 
Zielsetzung: die Studenten erarbei- 
teten Studien- und Strukturpläne, 
der Rest schwieg. 

Die Angst vor der Verwirkli- 
chung der Satzungsinhalte (Durch- 
sichtigmachung der Studiengänge, 
Demokratisierung der Entschei- 
dungsprozesse, verbindliche Pläne 
für die Lehrtätigkeit, erhöhter Ar- 
beitsaufwand) bildet die Grundlage 
der rechten Einheitsfront. Diese 
Angst treibt kuriose Blüten, deren 
Begründung auf irrationaler Grund- 
lage erfolgt. („Ich bin besser..., ich 
bin mindestens genauso gut 
wie ..., ich bin doch schließlich Pro- 
fessor für..., ich lehre seit 40 Jah- 
ren ..„mit dem heutigen Stu- 
dentenmaterial kann man das 
nicht..., die Fachschaft besteht aus 
Sowjets, mit denen ich nicht spre- 
che ...") Politische Sachverhalte 
werden in diesen Köpfen auf emo- 
tionale Grundlagen reduziert. 

Der krasseste Versuch, mit Vor- 
urteilen Politik zu machen, ist der 
Fall Cheng/Pasierbsky. Dies wird 
klar an der Situation der chinesi- 
schen Sprachausbildung: Obwohl 
die Abteilung die quantitativ größ- 
te Ansammlung von lebenden (?) 

zenkandidaten zum Vorsingen nach 
Bochum einzuladen, was natürlich 
— da das der FR schon 14 Tage 
vorher getan hatte — reine Nach- 
trabpolitik war. 

Wie sehr das Info ins professora- 
te Wespennest gestochen hat, zeigt 
ein Brief, dön der rechte Prof. 
Schreiber an seine lieben Kollegen 
versandte: „Gestern erhielt ich das 
Flugblatt der Roten Zelle Theolo- 
gie und des Fachschaftsrats „die 
berufungsfarce", in dem die Ver- 
traulichkeit der Kommissionssit- 
zungen mit dem Effekt der Diffa- 
mierung durchbrochen wird. Auf- 
grund dieses Vorgangs bitte ich die 
Fakultät, die Vertreter der Studen- 
tenschaft von allen der Vertraulich- 
keit unterliegenden Personaldebat- 
ten auszuschließen, bis der auf S. 1 
des Flugblattes zitierte Beschluß 
der Fachschaftsvollversammlung 
aufgehoben ist und die Studenten- 
vertreter in der Fakultät zu Proto- 
koll erklären, daß sie in Zukunft 
im Streit der Meinungen die Rechte 
ihrer Mitmenschen ebenso achten, 
wie sie für ihre eigenen Rechte 
kämpfen. Meine Bitte ist nach dem 
zuletzt Gesagten theologisch be- 
gründet: Im Gegensatz zu den Ver- 
tretern der Studentenschaft, die den 
„wissenschaftlichen Sozialismus" 
(Flugblatt S. 9), der im vergangenen 
Wahlkampf zu SP pauschal als 
„Lehre von Marx, Engels und Le- 
nin" definiert wurde, zum Maßstab 
aller Urteile und Kontroversen ma- 
chen, möchte ich unsere Zusammen- 
arbeit nach Grundsätzen gestaltet 
sehen, wie sie jüngst z. B. wieder in 
dem Jesus-Buch von H. Braun ein- 
drücklich dargelegt wurden. Das be- 
deutet praktisch eine genaue Über- 
prüfung der erhobenen Vorwürfe 
und eventuelle Konsequenzen." 

Die Fakultät andererseits — um 
ihr liberales Image bemüht — 
drückte sich mittlerweile um jegli- 
che Entscheidung herum. Das Ziel 
ist klar: die aufgescheuchten Stu- 
denten sollen sich erst einmal wie- 
der beruhigen, dann wird man 
Entscheidungen auf kaltem Wege 
leichter fällen können. Es wird nun 
darauf ankommen, auf diese Tricks 
nicht hereinzufallen! 

(Das Info „die Berufungsfarce" 
ist im Fachschaftsraum GA 8/32 
erhältlich!) 

Ostasienwissenschaftlern im 
deutschsprachigen Raum darstellt 
(!), war man bisher nicht in der La- 
ge, einen qualitativ akzeptablen 
Sprachunterricht durchzuführen. 
Großspurige Reklame für einen Ka- 
talog von Studienfächern steht in 
krassem Widerspruch zur miserab- 
len Sprachausbildung der Studen- 
ten. Es ist schon soweit gekom- 
men, daß auch außerhalb Bochums 
die Nennung dieser Abteilung ein 
Grinsen hervorruft. 

Doch dies wäre nicht berechtigt, 
wenn man die vorhandenen Mög- 
lichkeiten voll ausschöpfte. Was an- 
dere seit Jahren vergeblich versu- 
chen, ist den Herren Cheng und Pa- 
sierbsky in wenigen Monaten ge- 
lungen: die Ausarbeitung eines mo- 
dernen Sprachlehrgangs für Chine- 
sisch! Dieses Buch stützt sich so- 
wohl auf ihre theoretischen Vorar- 
beiten als auch auf die Unterrichts- 
praxis im vergangenen Semester 
und wird zur Zeit als Grundlage des 
Anfängerkursus verwendet. 

Das Problem ist leider nur: die 
Herren Cheng und Pasierbsky pas- 
sen nicht in das Konzept der rech- 
ten Einheitsfront. Deshalb soll der 
Kurs (geplant für zwei Semester) 
auf Bestreben von Abteilungsmit- 
gliedern mit Unterstützung des 
Rektors auf sechs Wochen redu- 
ziert werden (Nebenklausel in ih- 
ren Arbeitsverträgen)! Das bedeu- 
tet, daß ein guter Sprachunterricht 

Fortsetzung auf Seite 8 

Am 9. 11. und 16. 11. hielten die 
Studenten der Abteilung 8 Fach- 
schaftsvollversammlungen ab. Auf 
der ersten sollte der neue Fach- 
schaftsrat gewählt werden. 

Es erschienen etwa 400 Studen- 
ten zu diesen Wahlen, was — trotz 
aller Kritik am alten Fachschafts- 
rat — davon zeugt, daß er es ver- 
standen hatte, den Studenten der 
Sozialwissenschaft die Probleme 
ihrer Abteilung politisch zu vermit- 
teln und das schon erlahmende po- 
litische Interesse wieder neu zu ent- 
fachen. 

Der neu gewählte Fachschaftsrat 
setzt sich zusammen aus einem Un- 
abhängigen, zwei Genossen des 
KSB/ML-Abteilungskollektivs und 
drei Mitgliedern der SAG-SOWI. 
Der gremienfixierten, reformisti- 
schen Politik des Spartakus wurde 
eine klare Absage erteilt, was sich 
auch bei den Wahlen zum einfluß- 
losen UP-Quasselbunker, die zu 
boykottieren die linken Gruppen 
aufgerufen hatten, wieder zeigte: 
Wahlbeteiligung unter vier Prozent! 

Die Vollversammlung am 16. 11., 
ebenfalls massenhaft besucht, wähl- 
te die studentischen Vertreter zur 

Genau hier setzte die Polemik der 
BSU an, die sich mit immerhin 
zwei Leuten (den Brüdern Weyler) 
an der Abteilung Jura neu akti- 
viert hatte. Im Zusammenhang mit 
dem Bericht des Finanzreferenten, 
der auch die Finanzierung einer 
mehrseitigen Ausgabe der Fach- 
schaftsmitteilungen aufführte, in 
der der FS-Rat, die SAG und deren 
Politik voll unterstützte und zur 
Wahl dieser Gruppe aufforderte, 
kam es zur Diskussion um das poli- 
tische Mandat. 

Der Fachschaftsrat ist nicht nur 
laut Satzung ein politisches Organ; 
seit fünf Semestern werden von der 
VV die Kandidaten der Roten Zelle 
Jura aufgrund des Programms und 
der Politik der Roten Zelle in die- 
ses Organ gewählt. Die Erfüllung 
der quasi gewerkschaftlichen Funk- 
tion eines Fachschaftsrates und des- 
sen konkrete Politik ist nur mög- 
lich in Zusammenarbeit mit einer 
an der Abteilung arbeitenden poli- 
tischen Organisation. 

Das aber bedingt auch, daß der 
FS-Rat die politische Gruppe un- 
terstützt, der seine Mitglieder an- 
gehören und mit der er zusammen- 
arbeitet, weil deren Politik die 
konkreten Interessen der Studie- 
renden vertritt. 

Die BSU-Brothers aber kämpften 
mit allen Mitteln der Polemik und 
Verleumdung gegen diese Konse- 
quenz des politischen Mandats und 
erreichten schließlich, daß der FS- 
Rat gerügt wurde, weil er die Kan- 
didaten und die Politik nur von 
einer politischen Gruppe unter- 
stützt hatte. Wenige Tage später er- 
klärten sie in zynischer Weise in 
ihrem Lügenblatt Contrapunkt, daß 
sie niemals gegen ein politisches 
Mandat sprechen würden, denn das 
würde ja heißen, studentische Ab- 
teilungspolitik zu verneinen; aller- 
dings bestehe dieses „politische" 
Mandat der gesamten Fachschaft 
gegenüber, was wohl heißen muß, 
daß ein solcher FS-Rat sämtliche 
Gruppen, auch die BSU unterstüt- 
zen soll. 

In der weiteren Diskussion ging 
es um die studentischen Arbeitsge- 
meinschaften, die das Ergebnis 

Abteilungsversammlung, in der zu- 
sammen mit den Vertretern der 
Professoren- und Assistentenschaft 
die Abteilungssatzung ausgearbei- 
tet wird. Die Studenten und Assi- 
stenten hatten bereits einen ge- 
meinsamen Entwurf vorgelegt. 

Zweites Zentralthema der Voll- 
versammlung war der Bericht des 
Fachschaftsrats über den Prozeß 
gegen vier Lehrende der Abteilung 
wegen übler Nachrede, Verleum- 
dung, Beleidigung usw. Der Fach- 
schaftsrat hatte Widerrufsklage ge- 
gen die vier Herren gestellt, die zu 
Ende des Sommersemesters über 
nahezu alle bürgerlichen Massen- 
medien übelste Studentenhetze be- 
trieben hatten. 

Der Richter natürlich — denn je- 
des Recht ist neutral — wollte bei- 
de Parteien zu einem Vergleich be- 
wegen. 

Argument: Man muß doch 
schließlich an der Abteilung zusam- 
menarbeiten bläh, bläh ... 

Frage nur: wie können Rote und 
Braune zusammenarbeiten? 

Ergebnis: Prozeß ans Kammer- 
gericht übergeben. 

eines längeren Kampfes des FS- 
Rates sind. Die schon seit einigen 
Semestern abgehaltenen AGs soll- 
ten jetzt auch die Berechtigung er- 
halten, Scheine auszustellen. 

Ein entsprechender Antrag der 
studentischen AG-Leiter auf Un- 
terstützung durch die Vollversamm- 
lung ist zwar von der VV angenom- 
men worden, aber gegen, das Votum 
der BSU-Brüder. Auf der entschei- 
denden Fakultätssitzung ist dann 
dieser Antrag von den reaktionä- 
ren Professoren abgewürgt worden, 
ganz wie es dem Willen der BSU- 
Brüder entsprach. 

Die Neuwahl zum FS-Rat brach- 
te dennoch einen Erfolg für die SAG 
und die Rote Zelle. Ihre Kandida- 
ten bekamen zwischen 4 und 10 Ge- 
genstimmen, die beiden BSU-Brü- 
der aber 53 und 56, was zu diesem 
Zeitpunkt der Mehrheit der Voll- 
versammlung entsprach. Trotzdem 
hatten beide die Stirn, gegen die 
Mehrheit der VV die Wahl dennoch 
anzunehmen. Der Gipfel des Zynis- 
mus war ihre Feststellung, daß ein 
Nicht-Annehmen der Wahl bedeu- 
tet hätte, daß sie das von der Voll- 
versammlung gegebene Mandat (!) 
verleugnen würden. 

# RENAULT 

BETREUEN LASSEN! 

WO? 

ENTHUSIASTEN!!! IHR 

FAHRZEUG! KAUFEN! 

BERATEN LASSEN! 

WO? > 
Bei uns! 

wo? 

Freuden- 
bergstraße 
27—31 

Univer- 
sitäts- 
straße 35 

Telefon 
526 51 /52 

RENAULT 

KRAFTFAHRZEUGE 

Das Provisorium Abt. XIV 

. . . aber irgendwie wird alles geregelt 

In der Abt. Chemie gibt es zwar Studenten, aber keine end- 
gültige Prüfungsordnung; dort wird zwar studiert, aber ohne 
Studienordnung. Dafür faßt die Fakultät lieber provisorische 
Beschlüsse, beispielsweise (sinngemäß) den folgenden am 
19. 10. 1971: In ein weiterführendes Praktikum kann nicht auf- 
genommen werden, wer in dem betreffenden Fach (z. B. An- 
organik, Analytik, Organik, physikalische Chemie) einen vor- 
hergehenden Schein nicht erworben oder zwei Klausuren auch 
in anderen Fächern nicht bestanden hat. 

Ostasien ist anders 

Wie an der ganzen Uni, so zeigt sich auch an der Abteilung 
Ostasienwissenschaften (AOW) eine typische Erscheinung: die 
Spaltung des Mittelbaus in zwei Lager wird immer tiefer. Wäh- 
rend ein kleiner Teil einsieht, daß seine Interessen nur auf 
Grundlage des Aktionskonzeptes von Assistenten und Studen- 
ten zu realisieren sind, läßt sich die Mehrzahl, verhetzt von 
einigen Einpeitschern, in die Ordinarienfront einreihen. Dane- 
ben nutzen die Rechten des Mittelbaus auch die unterschied- 
lichen Interessen der Ordinarien gegen die Studenten aus. 
Warum diese rechte Einheitsfront? 

"Rein qe- wa. icWv» £ 

BSU und reaktionäre 

Profs bilden Phalanx 
Am Dienstag, dem 16. November, fand die Jura-Vollversamm- 
lung statt, die mit 230 Mitgliedern beschlußfähig war, nachdem 
die eine Woche früher angesetzte VV mit nur 80 Leuten man- 
gels Beschlußfähigkeit aufgelöst werden mußte. Die beiden 
Hauptpunkte auf der Tagesordnung waren der Rechenschafts- 
bericht des alten Fachschaftsrates und die Neuwahl. 
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Freude in dem Freundschaftslager 

Eine grundlegende marxistische Kritik an den Staaten, die sich unsre Freunde von der DKP und 
dem Spartakus zum großen sozialistischen Vorbild erkoren haben, hätte anzusetzen an der Wa- 
renproduktion in diesen Staaten, an der Fetischisierung der Ware Geld, hätte nachzuweisen, daß 
Erwirtschaftung eines Nettogewinns nichts anderes ist als Profitmaximierung, hätte von daher zu 
erklären, warum kapitalistische Organisationsmethoden des Arbeitsprozesses übernommen wer- 
den — die Arbeit in den Fiat-Werken in der SU ist genauso organisiert wie bei Fiat in Turin, 
wo die Arbeiter schon regelmäßig auf den Putz hauen, weil die Art und Weise der Arbeit auf 
die Dauer nicht zu verkraften ist — warum auch in der Verteilung des Nettogewinns die Unter- 
schiede immer größer werden, nach welchen Kriterien knappe Produkte verteilt werden — Inter- 
shop, Funktionärsprivilegien, Genossen aus dem Westen usw. — warum die polytechnische Er- 
ziehung mehr und mehr aufgegeben wird, warum eine gegen proletarischen Internationalismus 
gerichtete Außenpolitik betrieben wird — so sind unter anderem die spanischen Kommunisten 
hocherfreut über die Erdöl- und Erdgasleitungen, die die SU dem Franco-Regime baut, ebenso 
wie die griechischen Genossen darüber, daß die SU zu den ersten Staaten gehörte, die sich um 
das Wohlwollen der Faschisten in Athen bemühten usw. Und von der Fetischisierung der Kate- 
gorie Ware aus könnten auch die Vorfälle im FDJ-Freundschaftslager erklärt werden, wobei dies 
aber den Rahmen einer Massenzeitung sprengen würde. So müssen wir uns hier zunächst be- 
schränken auf einen die Ursachen nicht erklärenden, sondern nur die Vorfälle darstellenden 
Bericht: 

An diesem „Internationalen 
Freundschaftslager", das während 
der Ferien in Thüringen stattfand, 
nahmen etwa 400 FDJ-Mitglieder 
und etwa 600 westdeutsche Ju- 
gendliche, davon rund 550 SDAJ- 
Mitglieder, teil. Student S. und 
seine Frau, beide Sozialisten, beide 
nichtorganisiert, wollten einmal 
sehen, was an der Kritik an der 
DDR und anderen Ostblock-Staa- 
ten eigentlich dran sei. Sie besuch- 
ten dieses Lager. 

Demokratischer 
Zentralismus 
Dem Lager stand ein vorher be- 
stimmter Lagerrat aus FDJ- und 
SD A J-Funktionären vor, der weder 
abgewählt noch kontrolliert werden 
konnte. Als sich Kritik an dessen 
Praktiken erhob, erklärte er, man 
sei zwar zur Diskussion über Be- 
schlüsse bereit, aber zu ändern sei 
sowieso nichts an ihnen. 

Der SDAJ-Landesvorstand/NRW 
erklärte dazu: Lagerratsbeschlüsse 
werden durchgeführt, auch wenn 
das gesamte Lager dagegen stim- 
men würde. Und weiter: Das ist 
demokratischer Zentralismus, alles 
andere ist Formalismus und Demo- 
kratismus. 

Schutzmaßnahmen 
Als Schutzmaßnahme (für und 

gegen wen?) war das ganze Lager 
eingezäunt. Während der ersten Ta- 
ge patroullierten Vopos um das La- 
ger, um DDR-Bewohner von ihm 
abzuhalten. An den Eingängen zum 
Lager stand die ganze Zeit eine 
Lagerwache, das Lager konnte nur 
mit speziellen „Lagerausweisen" 
betreten werden. 

Im Lager selbst existierte eine 
„Lagermiliz", deren Existenz mehr 
oder weniger zufällig bekannt wur- 
de Und deren Aufgabe offensicht- 
lich darin bestand, die Durchsetzung 
von Lagerratsbeschlüssen, notfalls 
mit Gewalt (s. u.) durchzuführen. 

Den Gastwirten im nahen 
Eisenach war auferlegt worden, 
während der Dauer des Lagers auch 
Langhaarige zu bedienen — es 
könne sich diesmal schließlich um 
westdeutsche Besucher handeln. 

Sozialistische Moral 
Daß die im Inserat angekündig- 

ten Bungalows nur aufpolierte 
Blockhütten waren, ausgestattet mit 
jeweils 10 Jugendherbergsbetten, 2 
Stühlen und 1 Tisch, ging noch an. 
Und das Gebot des getrennt-ge- 
schlechtlichen Schlafens konnte 
man ja unterlaufen, d. h., einfach 
nicht beachten. Doch als auch Mit- 
glieder der FDJ Gefallen am Mit- 
einanderschlafen in den Hüten 
fanden, wurde es dem Lagerrat zu 
dumm. Es wurde nach wenigen Ta- 
gen für alle Lagerteilnehmer — 
auch für Ehepaare! — strikt verbo- 
ten. Empfehlung der SDAJ-Häupt- 
linge: „Geht doch in die Wälder!" 

All das lief im Lager unter „so- 
zialistischer Moral". Kritischen 
Fragern wurde erklärt, nach 1945 
gäbe es in der DDR die „neuen 
Menschen", und die „sind anstän- 
dig erzogene Leute". 

Nicht grundlos entstand im Lager 
sicherlich die Vermutung, im 
abendlichen Tee befände sich Hor- 
mon-Bremser, sogenannte Antisex- 
Mittel, damit keiner auf dumme, 
d. h. sexuelle Gedanken käme. Der 
Lagerrat bestritt dies zwar ener- 
gisch, doch schließlich hieß es: Ab 
jetzt kommt nichts mehr in den 
Tee. 

Sozialistisches Eigentum 
In den Blockhütten sollte das 

Rauchen unterbleiben oder zumin- 
dest stark eingeschränkt werden. 
Begründung: Es gelte, „sozialisti- 
sches Eigentum" zu schützen. An- 
dererseits wurde alles, was beim 
üppigen Abendessen nicht vertilgt 
wurde, Butter, Wurst und andere 
Lebensmittel, zusammen mit Kon- 
servendosen und sonstigem Abfall 
in Mülltonnen geworfen. Kritik 
daran wurde mit dem-Hinweis auf 
technische Schwierigkeiten beant- 
wortet, außerdem werde der Abfall 
an die Schweine verfüttert. Erst 
nach etwa zwei Wochen wurde die- 
se Praxis eingestellt. 

Konsum gegen Devisen 
Das Essen im Lager war ausge- 

sprochen gut. Daß es aber aus- 
schließlich dazu da war, den west- 

deutschen Gästen zu imponieren, 
wurde klar, als ein Mädchen, FDJ- 
Mitglied, beim Auftischen von Ba- 
nanen sagte, solches Obst habe sie 
schon seit Monaten nicht mehr ge- 
sehen. 
Auch die im beim Lager gelege- 

nen Intershop angebeteten Waren 
(Westwaren wie Zigaretten, Alko- 
hol, Schokolade) gab es in reichli- 
cher Auswahl und guter Qualität, 
allerdings nur gegen Westgeld, al- 
so nicht für Lagerteilnehmer aus 
der DDR. 

Bücher, die in der DDR zugege- 
benermaßen sehr billig sind, gab es 
im Lager sogar zum halben Preis, 
aber wiederum nur für westdeut- 
sche Teilnehmer. 

West-Privilegien 
Daß alles getan wurde, den 

westdeutschen Gästen ein „soziali- 
stisches Musterland" vorzugaukeln, 
ist bereits klar geworden (siehe 
„Konsum"). Die Privilegierung der 
Gäste ging soweit, daß ihr ziemlich 
großer Buskonvoi auf allen Straßen 
Vorfahrt hatte. Die Busse, ob sie 
nun zu zweit oder zu 18 Bussen 
fuhren, wurden von Vopo-Krädern 
begleitet, die den normalen Verkehr 
stoppten und Überholmanöver un- 
terbanden. 

In der Praxis sah es also so aus, 
daß Arbeiter, die auf dem Heimweg 
waren, am Straßenrand auf die 
Vorbeifahrt des Konvois warten 
mußten oder, wenn sie die gleiche 
Richtung fuhren, hinter ihm her- 
schleichen mußten. 

Der Zorn der Bevölkerung über 
dieses Bevorzugung ging soweit, 
daß in der Nähe des Lagers ein 
langhaariger DDR-Jugendlicher 
tätlich angegriffen wurde, weil er 
für einen Westdeutschen gehalten 
wurde. 

Kinder-Erziehung 
In der LPG Friemar besichtigten 

Lagerteilnehmer eine Kinderkrip- 
pe. Positiv fiel auf die reichliche 
Ausstattung mit Spielzeug für die 
dort betreuten Kinder. Anderer- 
seits war jedoch nur eine Frau des 
Personals pädagogisch ausgebildet, 
und gerade diese war am Tag der 
Besichtigung nicht anwesend. 

Dementsprechend fand die „Er- 
ziehung" in der Kinderkrippe nach 
Stundenplan statt. Auf dem war 
nicht nur verzeichnet, wann die 
Kinder morgens ankamen und 
wann Essen ausgegeben wurde, 
sondern auch zu welchem Zeit- 
punkt sie kollektiv auf den Topf 
mußten. 

Die Folgen der Kritik 

Lagerteilnehmer S., der teilweise 
heftige Kritik an den Zuständen im 
Freundschaftslager geübt hatte, 
verwickelte den Bürgermeister der 
LPG Friemar in eine Diskussion 
über die seines Erachtens mangel- 
haften Erziehungsprinzipien in der 
Kinderkrippe. Daß er dies gewagt 
hatte, wurde ihm von SDAJ-Mit- 
gliedern besonders stark angekrei- 
det. Sie überlegten schließlich, ob 
man S. nicht in einen Teich werfen 
sollte. Eine andere Maßnahme, die 
erwogen wurde, war, ihn nachts 
aus seiner Hütte zu holen und mit 
kaltem Wasser auf den rechten Weg 
zu bringen. 

Ein wahres Spießrutenlaufen 
wurde für S. jedoch der Lagerauf- 
enthalt, als im Lager kolportiert 
wurde, er sei ein CDU-Spitzel. Des- 
halb und wegen der ausgestoßenen 
Drohungen wandte S. sich an den 
Lagerrat mit der Bitte, ihm und 
seiner Frau ein abschließbares 
Zimmer zuzuweisen — das es an- 
geblich nicht gab. 

Auch die Bitte um Distanzierung 
von den Gerüchten durch den La- 
gerrat wurde abgelehnt, da man 
so etwas „nicht ins Lager tragen" 
wolle. All das veranlaßte S., seine 
vorzeitige Abreise aus dem Lager 
anzukündigen. Doch dies war nicht 

Alte und neue Revisionisten 

Zwischen der SPD der 20er Jahre und der DKP heute lassen 
sich einige frappierende Gemeinsamkeiten feststellen, was 
Parolen, Forderungen und Wege zum Sozialismus anbetrifft. 
Die Strategie der Weimarer SPD war nicht mehr auf Überwin- 
dung des kapitalistischen Systems gerichtet, sondern lief auf 
einen Reformkapitalismus hinaus, der mit Hilfe des von der SPD 
zu besetzenden Staates ein bißchen sozialer auszusehen hatte 
als vorher. Der politischen Demokratie sollte die „Wirtschafts- 
demokratie" (Naphtali, 1928) folgen, wobei die SPD ebenso oft 
betonte wie heute, daß man zum Parlamentarismus stehe und 
auch mit seiner Hilfe die wirtschaftliche „Autarkie" der Unter- 
nehmer brechen wolle. Der Klassencharakter des parlamen- 
tarischen Systems, das per Gesetz das Privateigentum an Pro- 
duktionsmitteln nicht abschaffen, solange solches Privateigen- 
tum besteht aber auch keine entscheidende Umverteilung des 
Sozialprodukts vornehmen kann, wird völlig verkannt.. 

,Man muß den Kapitalismus 
;ht brechen, man kann ihn auch 
:gcn", hieß eine Parole der Wei- 
ter SPD. Der „organ. Kapita- 
mus" sollte „gebogen" werden, 
lern er mit „demokratischen 
äften durchdrungen" wurde. Das 
Ite einmal geschehen durch 
taatskontrolle" sprich: SPD-Re- 
:rung, und zum anderen durch 
eilnahme von Arbeitern an der 
hrung der Monopole". 
Ansätze solcher „Mitbestimmung" 
sichskohlerat, Kalirat) waren 
ar regelmäßig gescheitert, weil 
tweder die Arbeitervertreter (Ge- 
irkschaftsfunktionäre) eine 
llechte Parität hatten oder die 
ipitalvertreter das „Mitbestim- 
ingsgremium" über kurz oder 
ig sabotierten und ihm so jegli- 
; Kompetenzen verlorengingen, 
lflos wurde diese (vorhersehbar- 

Entwicklung der „Wirtschafts- 
mokratie" von den Gewerkschaf- 
i und Teilen der SPD als faule 
impromisse, als „Zwitter der So- 
ilisierung" kritisiert, ohne er- 
nnen zu wollen, daß dieser Weg 
n Anfang an eine Sackgasse war. 
In den „Thesen des Düsseldorfer 
rteitags der DKP (1970) lesen 
r unter These 12: „Die DKP 
mpft für Mitbestimmung und 
mokratische Kontrolle auf allen 
lenen. Wirksame Mitbestimmung 
aß vom Arbeitsplatz über den Be- 
eb und das Unternehmen bis zur 
rksamen Mitentscheidung in der 
tätlichen Wirtschafts-, Sozial- 
d Gesellschaftspolitik reichen." 

ist wieder vorauszusehen, daß 
; Mitbestimmungsgremien sich 
nauso entwickeln werden wie 
r Weimarer Zeit. 

Und genauso hilflos ist auch der 
moralische Appell der DKP im 
nächsten Absatz: „Die DKP hat be- 
reits in ihrer Grundsatzerklärung 
unterstrichen: „Mitbestimmung 
darf kein Mittel illusionärer So- 
zialpartnerschaft oder „Klassen- 
harmonie" sein. Sie muß vielmehr 
zur Sicherung der Arbeitsplätze 
und zur Verbesserung der Lebens- 
bedingungen, als Waffe zur Ein- 
schränkung der Macht des Großka- 
pitals benutzt werden." 

„Mitbestimmung darf kein Mit- 
tel illusionärer Sozialpartnerschaft 
oder ,Klassenharmonie' sein. Sie 
muß vielmehr zur Sicherung der 
Arbeitsplätze und zur Verbesserung 
der Lebensbedingungen ... benutzt 
werden", nur sind für die Erfüllung 
dieser frommen Wünsche die objek- 
tiven Bedingungen nicht vorhan- 
den. „Mitbestimmung" als zentrale 
Forderung wird wieder in die Sack- 
gasse führen. 

Auch zum Weimarer Revisonis- 
mus, der den Kapitalismus „biegen" 
wollte, liefert die DKP das Pen- 
dant. „Das Monopolkapital" soll 
„immer weiter" „schrittweise zu- 
rückgedrängt" und „schließlich 
„überwunden" werden (These 10 
der DKP). 

Der Kapitalismus wird so lange 
gebogen, bis das Brechen nicht wei- 
ter auffällt. Alsdann haben wir die 
„antiminopolitische Demokratie", 
die man sich so als totale Mitbe- 
stimmung vorstellen kann („demo- 
kratische Erneuerung von Staat 
und Gesellschaft"), worauf dann 
das Aufbauen des Sozialismus fol- 
gen kann. 

Die Ähnlichkeiten zwischen Wei- 
marer SPD (sowie den Gewerk- 

schaften) und heutige DKP sind in 
der Tat frappierend. Hier wie dort 
immer die Forderung nach noch ei- 
nem bißchen Demokratie. „Mitbe- 
stimmung", „demokratische Er- 
neuerung", hier wie dort die Vor- 
stellung, daß der Kapitalismus 
häppchenweise überwunden wer- 
den könne („biegen", „schrittweise 
Zurückdrängung der Monopole"). 

Gerade aus der Studentenbewe- 
gung ist zu lernen, wie prächtig 
unsere Mitbestimmungsforderun- 
gen erfüllt und die Studentenfunk- 
tionäre in Gremien integriert und 
von der Basis isoliert wurden (man 
vergleiche die klägliche Rolle von 
Spartakus und BSU im Bochumer 
Universitätsparlament). Von 
„Machtpositionen" und "schritt- 
weiser Zurückdrängung" kann nicht 
die Rede sein. 

Bei der Kritik am DKP-Revisio- 
nismus soll jedoch nicht geleugnet 
werden, daß Reformen Ansatz- 
punkte sozialistischer Arbeit sind. 
Indes kann es nicht darum gehen, 
für Funktionäre „Machtpositionen" 
innerhalb kapitalistischer Reform- 
modelle zu erringen. Das entschei- 
dende Gewicht sozialistischer Re- 
formstrategie liegt auf den dabei 
möglichen Bewußtwerdungsprozes- 
sen der Basis. 

Das Kräfteverhältnis zugunsten 
der Arbeiterklasse zu verschieben, 
ist gegenwärtig nur möglich durch 
Vergrößerung des sozialistischen 
Potentials, durch (ansatzweise) 
Überwindung des verdinglichten 
Bewußtseins, das die kapitalisti- 
schen Verhältnisse als naturgege- 
ben akzeptiert. 

Eine „Basis, die ohne solches Be- 
wußtsein hin und wieder linken 
Funktionären ihre Sympathie ver- 
bal bekundet, nutzt der sozialisti- 
schen Bewegung nichts". 

Zwar befürworten auch DKP und 
Spartakus eine Strategie der „Ba- 
sismobilisierung"; jedoch fristet sie 
a) neben der Strategie der Errin- 
gung von „Machtpositionen und 
„schrittweisen Zurückdrängung der 
Monopole" ein Mauerblümchenda- 
sein und b) wird eine Aktivierung 
der Basis geradezu verhindert durch 
die Anbiederung der DKP an Ge- 
werkschaftsfunktionäre, Sozialde- 
mokraten und sonstige „demokra- 
tische Kräfte". 

Anmerkung: Der SHB gibt gerne zu, daß das 
Problem der Reformen noch nicht genügend 
diskutiert ist; zweifellos ergibt sich aber für 
Sozialisten ein grundverschiedener Ansatz 
zu der DKP-Position. 
(Für Interessierte an diesem Thema gibt es 
die „Sozialistische Front" am SHB-Bücher- 
tisch in der neuen Mensa). 

so leicht, wie er es sich vorgestellt 
hatte. Als er sonntags seinen Ent- 
schluß den SDAJ-Häuptlingen 
mitteilte, wurde ihm die Ausreise 
für den nächsten Tag zugesagt, 
dann jedoch wurde diese Zusage 
mehrfach widerrufen. 

Am folgenden Montag, man hatte 
an diesem Tag eine „antifaschisti- 
sche Kundgebung" in Buchenwald 
durchgeführt, beschlossen S. und 
seine Frau, die nächste Nacht ge- 
meinsam zu verbringen — wenn 
man sie nicht abreisen ließe, würde 
man sie so vielleicht wegen Ver- 
stoßes gegen die Lagerordnung 
rauswerfen. Kurz vor Mitternacht 
tauchte plötzlich ein junges Mit- 
glied der SDAJ, das man vom Bier- 
tisch weggeholt hatte, auf und er- 
klärte in seiner Eigenschaft als 
„Chef der Lager-Miliz", solches 
Treiben (Mann und Frau in einem 
Bett) müsse unterbleiben. Die Wei- 
gerung von S., dieser Aufforderung 
nachzukommen, hatte zur Folge, 
daß sich 5-6 Jugendliche auf ihn 
und seine Frau stürzten und sie 
samt Bett aus der Hütte schleppten. 

Faustschläge 
Am folgenden Morgen suchte das 

SDAJ-Bundesvorstandsmitglied M. 
Rosenberg S. auf und warf ihm 
vor, die nächtliche Aktion sei seine 
eigene Schuld. Als S. darauf meinte, 
die dort gezeigte Verhaltensweise 
sei die von potentiellen Faschisten, 

Ihre Kommilitonen können es bestätigen ... 

Reparaturen an allen fiuhs 

schnell 

C. M. Schötteldreier 

4630 BOCHUM 

Herner Straße 107 

Telefon 1 43 36 

Service 

Verkauf 

Ersatzteillager 

Wir reparieren - und tauschen nicht nur aus! 

bewies Rosenberg seine Schlagfer- 
tigkeit. Seine Antwort war ein 
Faustschlag ins Gesicht, dem er 
unter dem Beifall der Zuschauer 
noch einen weiteren folgen ließ. 
Daß sei der Beweis dafür, so Ro- 
senberg, daß „die Arbeiterklasse im 
richtigen Moment zuschlagen 
kann." Ein SDAJ-Mitglied gab aus 
Protest gegen dieses Verhalten sei- 
nen Mitgliedsausweis zurück. 

Erst jetzt, um weiteren Ärger zu 
vermeiden, und nach Intervention 
der FDJ, bekam S. seine Ausreise- 
papiere. Auf eigene Kosten ließ 
man ihn nach Hause fahren: „Idea- 
le Ferien" in der DDR waren be- 
endet. 

S. hat darauf verzichtet, die Vor- 
gänge im „Freundschaftslager" in 
der bürgerlichen Presse breitzutre- 
ten, da sie dort nur dazu gedient 
hätten, Antikommunismus zu pre- 
digen. In den bürgerlichen Massen- 
medien wird selbstverständlich 
nicht zur Kenntnis genommen, daß 
zwischen dem Revisionismus der 
DDR und dem Sozialismus Chinas 
und Albaniens himmelweite Unter- 
schiede bestehen. Die Verhältnisse 
in der DDR, die — wie auch aus 
diesem Bericht hervorgeht — 
durchaus bürgerliche sind (nicht 
nur im Überbau sondern auch in 
gewissen Erscheinungsformen der 
Basis) werden immer wieder dazu 
benutzt, ' antikommunistische Res- 
sentiments am Leben zu halten. 

Symptomatisch ist das Verhalten 
der BRD-Revisionisten der SDAJ. 
Kritik an der DDR wird natürlich 
von „CDU-Spitzeln" geübt, konse- 
quent ist also auch ihr Wunsch, 
marxistisch-leninistische Parteien 
(„maoistische Gruppen") in der 
BRD zu verbieten. 

Der Bericht über das „Freund- 
schaftslager" kann natürlich nur 
Ausschnitte aufzeigen, die aber 
symptomatisch sind für einen revi- 
sionistischen Staat. Sie haben nicht 
die gleiche Aussage und Beweis- 

kraft wie die Ermordung polnischer 
Arbeiter im letzten Winter oder die 
„Bruderhilfe" der Sowjetunion für 
die CSSR, doch können auch sie 
dazu dienen, klar zu machen, was 
revisionistische Entartung in einem 
Staat, der einmal auf dem Weg zum 
Sozialismus war, bedeutet. 
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Politische Entlassungen 

Die Kapitalistenklasse schlägt zu. Jetzt, wo die Arbeiterklasse 
sich wieder zu regen beginnt, wo sie auch ohne „Unterstüt- 
zung" der Gewerkschaften, die längst nicht mehr ihre Inter- 
essen vertritt, Streiks entfacht, müssen die Kapitalisten mit Dro- 
hungen und Repressionen gegen Arbeiter vorgehen. Bei Opel 
in Rüsselsheim wurden nach einer Belegschaftsversammlung 
15 Arbeiter entlassen, um ein „Exempel zu statuieren". 

Die BSZ druckt einen Entlas- 
sungsbrief der Rüsselsheimer Ge- 
schäftsleitung ab, der deutlich er- 
kennen läßt, daß es die Angst vor 
der erwachenden Arbeiterklasse 
ist, die solche Repressionen verur- 
sacht. 
„Sehr geehrter Herr ...! 

Wie wir feststellen, gaben Sie am 
7. 10. auf der Betriebsversammlung 
als Diskussionsredner folgende Er- 
klärung ab: .Kolleginnen und Kol- 
legen! Jetzt stehen wir da und war- 
ten auf unsere Gewerkschaft und 
erwarten, daß sie die Lügen ent- 
larvt. Aber was geschieht? Nichts! 
Und wenn das so weitergeht, müs- 
sen wir, wie im vorigen Jahr, den 

Arbeitskampf in unsere Hände neh- 
men. Dann, Kolleginnen und Kol- 
legen, müssen wir wie 1970 unsere 
eigenen Forderungen stellen, und 
das sind 15%. Außerdem haben wir 
im vorigen Jahr nur deshalb auf- 
gehört zu streiken, weil wir für die- 
ses Jahr fest mit dem 13. Monats- 
lohn gerechnet haben. Auch das ge- 
hört zu unseren Forderungen. Und 
dafür, Kolleginnen und Kollegen, 
wird sich ein Arbeitskampf lohnen.' 

Diese vorstehenden Äußerungen, 
die auf den im vorigen Jahr ge- 
führten wilden Streik verweisen 
und den Hinweis enthalten, wenn 
das so weitergehe, wie im vorigen 
Jahr zu handeln, stellen einen 

schweren Verstoß gegen die Be- 
triebsordnung und ihre arbeits- 
vertraglichen Pflichten dar. Wir 
kündigen daher Ihr Arbeitsverhält- 
nis unter Einhaltung der tariflichen 
Kündigungsfrist zum 13. November 
71. Wir stellen Sie ab sofort unter 
Fortzahlung des Lohnes während 
der Kündigungsfrist von der Ar- 
beitsleistung frei und untersagen 
Ihnen, das Werksgelände zu betre- 
ten. 

Hochachtungsvoll, A. Opel AG" 

Streikende Metallarbeiter — die Kapitalisten lernen das Fürchten. 
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Der Aufbau des Sozialismus in Albanien 

Zum 6. Parteitag der Partei der Arbeit Albaniens 

Das Dorf Borsty liegt im südlichen Albanien am Meer. Es wurde 1914 von den Griechen niedergebrannt, 1943 von den Italienern 
und 1944 von den Deutschen. 19 Dorfbauern fielen als Partisanen; 95% der Bevölkerung waren an Malaria erkrankt, Tbc und 
Syphilis waren weit verbreitet; die durchschnittliche Lebenserwartung lag bei 33 Jahren. Heute ist das Sumpfgelände entwäs- 
sert, das Dorf ist kollektiviert und erfreut sich steigenden Wohlstands. Die Lebenserwartung ist auf 66 Jahre gestiegen. Die 
Albaner sind ein kleines Volk mit eigener Sprache, Geschichte und Kultur. Dennoch war ihr Weg zur Bildung einer Nation 
lang und schwierig. Seit 2500 Jahren kannte das Volk nur Kriege und Eroberungen. Jedesmal, wenn die Bildung einer Nation 
historisch möglich wurde, machten fremde Eroberungen dies zunichte. Doch das albanische Volk hat alle Völkerwanderun- 
gen, Invasionen und Imperien überlebt. Es wurde niemals völlig unterjocht. In Armut und Elend hatten die Bergclans ihre Waf- 
fen und eine gewisse Selbständigkeit behalten — eine Folge davon war, daß kein Fremder — am allerwenigsten Beamte — 
sich in die Berge wagte. 

1938 war Albanien eine Halbkolo- 
nie, die 1939 durch das faschisti- 
sche Italien völlig besetzt wurde. 
Im Krieg fielen 2,5 °/o der Bevölke- 
rung, jedes dritte Haus wurde zer- 
stört. Dennoch gelang es Albanien 
als einzigem europäischen Land, 
sein Territorium mit eigenen Streit- 
kräften völlig zu befreien. Dieser 
Sieg wurde durch den Sieg der 
Sowjetarmee ermöglicht. Am 29.11. 
1944 waren die letzten deutschen 
Truppen vertrieben. Die Nationale 
Befreiungsarmee bestand aus 
70 000 Mann, Enver Hoxha war da- 
mals Ministerpräsident der provi- 
sorischen Regierung. 

Die KP Albaniens, von Anfang 
an die einzige albanische Partei, 
wurde 1941 gegründet. 1943 hatte 
sie 709 Mitglieder. Damals stellte 
sie sich die Aufgabe: „Die erste 
Frage, die aufgegriffenen werden 
muß, ist die Staatsmacht ... die 
Errichtung von Nationalen Befrei- 
ungsräten überall ... Es darf keine 
Zweideutigkeiten geben — eine an- 
dere Macht als die des Nationalen 
Befreiungsrats darf es nicht geben." 

Die nationale Befreiung bedeute- 
te gleichzeitig die soziale Revolu- 
tion. Die Macht ging in die Hände 
des Volkes über, als der Staat der 
Feudalherren, der ausländischen 
Lakaien und der Bourgeoisie völlig 
zerschlagen wurde. Heute, während 
des Aufbaus des Sozialismus, geht 
die Revolution weiter. 

Einige Jahre nach dem zweiten 
Weltkrieg hatten die sowjetischen 
Führer Albanien davon abgeraten, 
Raffinerien im Land zu bauen: 
Albanien sollte vielmehr eine Art 
neuer Kolonie werden: Spezialist 
für Zitrusfrüchte. Dadurch, daß die 
Raffinerien dennoch gebaut wur- 
den, ist Albanien heute in der La- 
ge, Fertigprodukte aus Rohöl zu 
exportieren. 

1960 wollte die neue herrschende 
Klasse der Sowjetunion Albanien 
wirtschaftlich in die Knie zwingen 
— sie zog alle sowjetischen Techni- 
ker ab. Diese nahmen Planzeich- 
nungen, Karten und Resultate der 
geologischen Untersuchungen mit 
sich. Viele große Projekte mußten 
aufgeschoben werden, doch die al- 
banischen Arbeiter und Techniker 
machten sich selbst an die Lösung 
der Probleme. 

Die Arbeiterklasse übernahm die 
Führung auf allen Gebieten und 
vermochte aus ihren Reihen die be- 
nötigten Techniker hervorzubrin- 
gen. Die sowjetischen Revisioni- 
sten verrechneten sich: Die Maß- 
nahme, die darauf abzielte, Alba- 
nien zu schaden und zu einem ge- 
fügigen Mitglied des sozialimperia- 
listischen Reiches zu machen, half 
dem albanischen Volk, auf eigenen 
Füßen zu stehen. Die sozialistische 
Volksrepublik China unterstützte 
die Albaner mit zinslosen Darle- 

hen und mit Technikern. Diese le- 
ben aber nicht wie sonst „auslän- 
dische Experten", sondern unter 
den gleichen Lebensbedingungen 
und mit dem gleichen Lohn wie die 
Albaner. Die chinesische Hilfe er- 
wies sich als sehr bedeutsam, da 
zu der Handelsblockade, die die 
USA seit langem über Albanien 
verhängt hatte, die Blockade der 
Sowjetunion hinzukam. Der Einsatz 
des albanischen Volkes überstand 
die ökonomische Kriegsführung, die 
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schwerste Periode ist heute über- 
standen. 

Die Industrialisierung macht rie- 
sige Fortschritte, aber sie soll nicht 
dazu führen, daß das Land in groß- 
städtische Ballungszentren und 
ländliche Abwanderungsgebiete 
zergliedert wird. Ein Mitglied der 
Planungskommission: „Wir be- 
trachten uns die Entwicklung in 
den kapitalistischen und revisioni- 
stischen Ländern. Wir wollen nicht, 
daß Albanien so aussieht. Das Pro- 

Eine albanische Jugendbrigade beim Eisenbahnhau. 

Reisebericht: 

Albaniens Frauen 
Überall wo ich hinkam, begegne- 
ten mir Frauen als Abgeordnete, 
Parteisekretärinnen, Chemikerin- 
nen, Technikerinnen in den Kom- 
mandozentralen , automatisierter 
Produktionsprozesse, leitende In- 
genieurinnen in den Projektions- 
büros, Fabrik- und Kombinatdi- 
rektorinnen, Aktivistinnen und 
Brigadeführerinnen, Chirurgin- 
nen und viele Arbeiterinnen, die 
von ihren Erfolgen bei der Erfül- 
lung der Pläne sprachen, davon 
berichteten, wie sie ihre Arbeits- 
erfahrungen an ihre Kolleginnen 
weitergeben und ihnen helfen, 
ebenfalls höhere Normen zu er- 
reichen. 

. Alle wissen, warum sie soviel 
lernen, arbeiten und vorwärts- 
streben: weil der Sozialismus 
aufgebaut wird und der kommt 
ihnen zugute! Es gibt keine Aus- 
beuter mehr, für deren Profite 

man schuften muß, es gibt keine 
nervenzerreibenden Akkordsyste- 
mc, es gibt keine Entlassungen 
oder Wirtschaftskrisen, es gibt 
keine Unterdrückung der Frau 
mehr. 

Die Haushaltsarbeit ist ebenso 
Sache des Mannes geworden, die 
Kindererziehung wird von der ge- 
samten Gesellschaft in Angriff 
genommen. Die kleinen gehen in 
die zahlreichen Kindertagesstät- 
ten und Kindergärten, die größe- 
ren lernen, Vater und Mutter be- 
suchen neben der Arbeit häufig 
auch noch Schulen. Aktive, selbst- 
bewußte Persönlichkeiten mit 
einer allseitigen sozialistischen 
Bildung, das waren die albani- 
schen Frauen — ein Schlag ins 
Gesicht für all diejenigen, die die 
Lüge vom „schwachen Geschlecht" 
verbreiten, um die Frau von ihrer 
Schöpferkraft und vom Kampf um 
ihr Recht abzulenken. 

blem der schwachbesiedelten Ge- 
biete in Italien, Jugoslawien und 
der Sowjetunion ist das Resultat 
einer volksfeindlichen Politik." 

In allen Bereichen, nicht nur in 
dem der Ökonomie, wird der Auf- 
bau des Sozialismus vorangetrie- 
ben. Vor dem Krieg waren 80 °/o 
der Albaner Analphabeten. Nach 
der Befreiung wurde der Schulbe- 
such für alle Kinder obligatorisch 
und kostenlos — 1955 war das 
Analphabetentum ausgerottet. 1968 
ging man daran, die Gestaltung der 
Schule zu diskutieren, das ganze 
Volk beteiligte sich daran — an- 
schließend wurde die Schulreform 
durchgeführt. 

In den Universitäten werden kei- 
ne technokratischen Fachidioten 
ausgebildet, die Arbeitskollektive 
entscheiden, welcher Student sich 
in der Produktion bewährt hat und 
damit fähig ist, ein Studium durch- 
zuführen, das tatsächlich dem Volk 
Nutzen bringen kann. Alle Kader 
werden in bestimmten Zeitabstän- 
den auf ändere Posten versetzt, da- 
mit niemand Kalk ansetzen kann. 
Jeder kann in Wandzeitungen Kri- 
tik an Funktionären in Staat, Par- 
tei und Organisationen üben — der 
Kritisierte ist verpflichtet, binnen 
drei Tagen Stellung zu nehmen. 
Jugendbrigaden 

In den Jugendbrigaden kommen 
Studenten, junge Arbeiter und Bau- 
ern zusammen und erhalten somit 
die Möglichkeit, voneinander zu 
lernen. Die Arbeit, die die Jugend- 
brigaden beim Straßen- und Eisen- 
bahnbau, bei der Kultivierung der 
Berggebiete und beim Anlegen von 
Olivenpflanzungen leisten, ist nicht 
an Profitprinzipien ausgerichtet, 
nach kapitalistischen Maßstäben 
„lohnt" sie nicht. Sie wird verstan- 
den als politische Aufgabe. Der po- 
litische Charakter dieser Arbeit 
wird erkennbar in den dort statt- 
findenden Diskussionen, die der 
Kritik der bürgerlichen Ideologie 
und Kultur dienen und den Ju- 
gendlichen die Fähigkeit verlei- 
hen, den Sozialismus noch besser 
aufbauen zu helfen. 

Das Beispiel Albaniens zeigt: 
Sozialismus ist keine Utopie, son- 
dern Wirklichkeit. Ein relativ klei- 
nes Volk hat unter Führung seiner 
KP allen Angriffen der Imperiali- 
sten und Sozialimperialisten wi- 
derstanden und den Aufbau des 
Sozialismus in die eigenen Hände 
genommen. Der Sieg der albani- 
schen Arbeiterklasse ist ein Bei- 
spiel für alle fortschrittlichen Men- 
schen im Kampf gegen Ausbeu- 
tung und Unterdrückung. 

Literatur zu diesem Thema: Jan 
Myrdal: Die albanische Herausfor- 
derung, März-Verlag, Frankfurt 
1971. 

„Roter Morgen" Nr. 13, Nr. 14. 

MANIFESTO 

In der Erkenntnis, daß die Völker der Erde solange nicht wirklich 
frei sein können bis der US-Imperialismus — Weltfeind Nr. I — 
seiner Macht beraubt ist, erklären wir, daß es unser Ziel ist, die 
Übel des US-Kapitalismus, Imperialismus und Rassismus zu 
beseitigen, die zur Unterdrückung der Völker der Welt ange- 
wendet worden sind. Im Geiste des proletarischen Internationa- 
lismus geloben wir, gegen die bösartige und korrupte Clique 
mit allen notwendigen und hinreichenden Mitteln zu kämpfen. 

Was wir wollen, was wir fordern 
1. Wir wollen, daß alle Farbigen 

und Unterdrückten vom Militär- 
dienst befreit werden! 
Historisch gesehen sind farbige 
und unterdrückte GIs (Mexika- 
ner, Chinesen, Inder, Puerto Ri- 
caner, arme Weiße) als Mario- 
netten und Lakaien benutzt wor- 
den, um dem US-Imperialismus 
zu dienen. Die Geschichte des 
US-Imperialismus ist die Ge- 
schichte des Mißbrauchs seiner 
unterdrückten Völker zur Unter- 
drückung anderer Völker. Wir 
wollen nicht gegen andere Far- 
bige in der Welt kämpfen oder 
sie töten, in der Weiße wie Far- 
bige und Unterdrückte von der 
rassistischen, weißen Regierung 
Amerikas geopfert werden. 

2. Wir fordern Freiheit für alle 
farbigen und unterdrückten 
GIs, die in den Fesseln des US- 
Militärs gehalten werden. 
Das US-Militär ist eine rassi- 
stische und faschistische Institu- 
tion und sein einziger Zweck 
ist, den US-Imperialismus zu 
schützen, so wie die rassisti- 

sche und faschistische Ju- 
stiz ein und dasselbe ist. Des- 
halb hat das Militär kein Recht, 
irgend jemanden festzunehmen 
und einzusperren. Die meisten 
der Gefangenen sind Farbige. 
Wir fordern, daß alle politischen 
Gefangenen freigelassen werden, 
weil sie keine faire und gerechte 
Verhandlung hatten. 

3. Wir wollen, daß dem Rassismus 
im US-Militär ein Ende gesetzt 
wird. Offiziere und ältere Sol- 
daten schüren den Rassismus 
innerhalb des Militärs durch 
Ausbeutung und indirektes Aus- 
spielen der Dienstleistenden un- 
tereinander. Wir fordern, daß 
alle rassistischen Offiziere und 
Soldaten degradiert und ihres 
Amtes enthoben werden. 

4. Wir wollen, daß die Menschen- 
und Verfassungsrechte aller 
Männer und Frauen der Armee 
in politischer Hinsicht unange- 
nehme Pflichten wie Aufruhr- 
kontrolle, Streikniederschla- 
gung und Teilnahme an imperia- 
listischen Aggressionskriegen 
ablehnen. 

5. Wir wollen Menschenrechte und 
Verfassungsrechte für alle Män- 
ner und Frauen in der Armee. 
Wir fordern, daß die KCMJ ab- 
geschafft wird. 
Alle Männer und Frauen in der 
Armee sind indirekt Repräsen- 
tanten des Volkes. In der US- 
Verfassung steht, daß „alle Men- 
schen mit gewissen unveräußer- 
lichen Rechten ausgestattet sind. 
Dazu gehören Leben, Freiheit 
und Wohlergehen. Die amerika- 
nische Bill of Rights gibt allen 
Menschen Redefreiheit, Presse- 
freiheit, das Recht auf eine faire 
Gerichtsverhandlung vor einem 
Gericht von Gleichen, Versamm- 
lungsfreiheit und das Recht, or- 
ganisiert in einer Armee zur 
Verteidigung des Volkes Waffen 
zu tragen. Deshalb sollten sie 
ihre Menschenrechte — und Ver- 
fassungsrechte haben. 

6. Wir fordern die Abschaffung des 
Kastensystems im Militär. 
Unter dem Deckmantel der mili- 
tärischen Disziplin sind alle Of- 
fiziere und älteren Soldaten in 
einen höheren Rang gesetzt 
worden. Die Offiziere und älte- 
ren Soldaten sind die Sklaven- 
halter und die GI Mannschaften 
haben die Rolle der Sklaven. 
Deshalb fordern wir die Ab- 
schaffung des Kasten- und 
Klassensystems. 

7. Wir fordern für alle Kriegsgeg- 
ner und Deserteure freie Rück- 
kehr nach Hause ohne politische 
Verfolgung. 
Viele Kriegsgegner haben Baby- 
lon verlassen, um sich dem 
Dienst in der imperialistischen 
Armee zu entziehen. Viele De- 
serteure haben wegen rassisti- 
scher und faschistischer Unter- 
drückung die Armee verlassen. 
Wir fordern für alle politischen 
Deserteure die Erlaubnis zur si- 
cheren Rückkehr zu ihren Fa- 
milien und Freunden. 

8. Wir fordern Freiheit für Gero- 
nimo, Stellvertreter des Vertei- 
digungsministers, B P.P., Larry 
Jackson und alle politischen Ge- 
fangenen. Wir fordern Freiheit 
für alle Babylonier, die ins Exil 
gezwungen worden sind. 

9. Wir wollen Freiheit und Selbst- 
bestimmung für alle Staaten der 
Erde! 
Wir meinen, daß jeder Staat das 
Recht hat, seine Institutionen 
selbst genau zu bestimmen und 
zu kontrollieren. Daher erklä- 
ren wir, daß die Staaten der Er- 
de das Recht haben, ihr Schick- 
sal selbst zu bestimmen. Wir 
fordern den totalen Rückzug der 
faschistischen und imperialisti- 
schen US-Truppen. 

10. Wir fordern Land, Brot, Woh- 
nungen, Kleidung, Gerechtigkeit 
und Frieden für alle farbigen 
und unterdrückten Menschen in 
den Grenzen des dekadenten 
und faschistischen Amerika. 

Klassenjustiz 

gegen Farbige 
Fortsetzung von Seite 3 
— die Frage nach der Rolle des 
deutschen Verfassungsschutzes. Lip- 
pek war vor dem Eintreffen der 
amerikanischen Genossen von den 
Insassen eines hellen Volkgswagens 
darüber verständigt worden. 

Diese Punkte, das politisch total 
verhetzte Klima in Zweibrücken, 
die ökonomische Abhängigkeit die- 
ser Stadt und ihrer Umgebung von 
den amerikanischen Streitkräften, 
die Besetzung des Zuhörerraums 
im Gericht durch 70—80°/o Polizi- 
sten, lassen nur den Schluß zu, daß 
hier unerbittliche Klassen- und 
Rassenjustiz geübt wurde. Larry 
Jackson wurde in dieser Schmie- 
renkomödie zu sechs Jahren Ge- 
fängnis verurteilt, Burreil zu einer 
Geldstrafe von 2000 DM wegen 
Verstöße gegen das Ausländerge- 
setz. 

Die Resolution von 6000 schwar- 
zen GI's, die die Freilassung von 
Larry Jackson fordern, der offene 
Brief von Kathleen Cleaver an das 
Gericht in Zweibrücken zeigen, ge- 
gen wen sich dieses Urteil richtet: 
gegen eine politische Gruppe, die 
den Herrschenden in den USA und 
ihren deutschen Bütteln unbequem 
ist. 
LARRY JACKSON IST 
UNSCHULDIG! 
FREIHEIT FÜR LARRY 
JACKSON! 
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Portugal plant 

Erntevernichtung 

Portugals Nationalversammlung in Lissabon hat dem Premier 
Caetano die Vollmacht gegeben, die Grundrechte außer Kraft 
zu setzen, weil im Lande ein Zustand des Aufruhrs herrsche. 
„Im Lande" heißt in der Terminologie des südwesteuropäischen 
NATO-Verbündeten der BRD auch in den Kolonien. Dort vor 
allem herrscht ein „Zustand des Aufruhrs", nämlich der Frei- 
heitskampf in Angola, Mosambik und Guinea-Bissau. Die PAIGC 
(Afrikanische Partei für die Unabhängigkeit Guinea-Bissaus und 
der Kap Verdischen Inseln) kontrolliert den größten Teil der 
Kolonie. 

In portugiesischer Hand befinden 
sich nur noch die beiden größten 
Städte Bissau und Bafata sowie 
einige befestigte Orte. Wie Amilcar 
Cabral, der Vorsitzende der PAIGC, 
erklärte, ist die PAIGC in der Lage, 
auch die letzten Festungen der 
Portugiesen einzunehmen ein- 
schließlich der beiden Städte. Zu 
einer solchen Aktion wird jedoch 
noch nicht geschritten, weil man 
erst versuchen will, einen größeren 
Teil der Bevölkerung in den Städ- 
ten auf die Seite der PAIGC zu be- 
kommen und so ein Blutbad zu 
vermeiden. 

Ob sich dieser Vorsatz verwirk- 
lichen läßt, liegt an der Haltung der 
Portugiesen, die längst erkannt ha- 
ben, daß sie ihre Position in Gui- 
nea-Bissau nicht halten können. Sie 
wissen aber auch, daß sie, wenn sie 
sich aus dieser Kolonie zurückzie- 
hen, auch in den beiden anderen 
afrikanischen Kolonien Angola und 
Mosambik einem verstärkten 
Kampf seitens der Befreiungsbewe- 
gungen ausgesetzt sein werden. 

Im Gegensatz zu Guinea-Bissau 

sind Angola und Mosambik wegen 
ihres Reichtums an Rohstoffen und 
der unter dem Kolonialregime un- 
beschränkten Ausbeutungsmöglich- 
keiten der Arbeiter für die Impe- 
rialisten sehr wichtig. Deshalb muß 
auch Guinea-Bissau gehalten wer- 
den. Es ist bekannt, daß die Impe- 
rialisten zu allen ihnen genehmen 
Mitteln greifen, wenn sie merken, 
daß ihre Niederlage unmittelbar 
bevorsteht. 

Guinea-Bissau ist ein weiteres 
Beispiel dafür: Wie Amilcar Cabral 
bekanntgab, wird die Vernichtung 
der nächsten Ernte mit chemischen 
Kampfstoffen in der Kolonie vor- 
bereitet. Die Bevölkerung soll aus- 
gehungert werden, weil sie seit lan- 
gem weiß, daß der Kampf der 
PAIGC der Kampf des Volkes ist. 
Die portugiesische Aushungerungs- 
aktion wird ein harter Schlag für 
die Bevölkerung sein. Letztlich 
aber wird sie dazu beitragen, daß 
das Volk von Guinea-Bissau sich 
unter der Führung der PAIGC nur 
noch fester zusammenschließt, um 
den Kampf siegreich zu beenden. 

Afrikanische Freiheitskämpfer bei der Ausbildung. 

Leserbrief 
In BSZ Nr. 85 beschreibt jemand, 
der wohl aus den Reihen der ML 
stammen muß, in dem Artikel „Das 
große Spektakel" oberflächlich die 
Abwiegelungsstrategie der IG-Me- 
tall-Spitze. Er gebraucht dabei Be- 
griffe wie „der reaktionäre Drei- 
bund von Kapital, SPD-Regierung 
und Gewerkschaftsapparat" und 
spricht von „verräterischer Politik" 
der IGM-Funktionäre, die „aus der 
engen Verbindung zu Staatsapparat 
und Kapitalisten" resultiere. Ich 
schließe daraus, daß der Verfasser 
von der verhängnisvollen Sozialfa- 
schismus-Theorie ausgeht, die in 
der BSZ keinen Raum finden soll- 
te, und fordere die Genossen auf, 
dem Verfasser solche Begriffe samt 
dahinterstehenden falschen Ansät- 
zen um die Ohren zu schlagen. 
Zum Anreißen einige Fragen: 

1. Zum Begriff reaktionär: Ist al- 
les, was im Interesse des Kapitals 
geschieht, „reaktionär"? Gibt es 
nicht auch „progressive" kapitali- 
stische Anpassungsreformen und 
Stabilisierungsstrategien? 

2. Ist die SPD-Regierung „reak- 
tionär"? Beruht ihre Politik der 
Lohnleitlinien, Konzertierten Ak- 
tion etc. auf einem mit dem Kapi- 
tal geschlossenen „Bund", einer 
Verschwörung gegen die Arbeiter- 
klasse? 

Staatsinterventionismus ä la 
Keynes gehört doch wohl zum „pro- 

gressivsten" kapitalistischen In- 
strumentarium. Und daß die SPD 
in der Regierung die Verwertungs- 
bedingungen des Kapitals garantie- 
ren muß, ist doch wohl in der not- 
wendigerweise kapitalistischen 
Funktion des Staates im Kapitalis- 
mus begründet, die auch die SPD 
nicht zugunsten der Arbeiterklasse 
aufheben könnte, und nicht in ir- 
gendwelchen subjektiven „Bünd- 
nissen" mit dem Kapital. Mit dem 
„reaktionären Dreibund" bewegt 
sich der Verfasser des Artikels auf 
demselben Niveau wie die Revisio- 
nisten, wenn sie an den guten Wil- 
len der Regierung appellieren. 

3. Ist die Bremser-Strategie der 
Gewerkschaftsspitzen aus persönli- 
cher Unfähigkeit, aus „zu engen 
Verbindungen zu Kapitalisten" zu 
erklären? 

Natürlich spielen Eigeninteressen 
von Funktionären in jedem Appa- 
rat eine Rolle. Aber die Gewerk- 
schaftspolitik ist doch nicht nur 
wegen der Rücksichtnahme von 
Spitzenfunktionären auf die Be- 
drängnis der SPD in der Wirt- 
schaftspolitik gehandicapt, sondern 
vielmehr schon wegen des generel- 
len Fehlens einer Konzeption für 
harte ökonomische Kämpfe, die ver- 
bunden sein müßte mit einer Stra- 
tegie für eventuell dadurch ver- 
schärfte ökonomisch-politische Kri- 
senlagen. Der Rückgriff auf radi- 
kalere Forderungen und Kampfbe- 
reitschaft der Kollegen macht die- 
sen Mangel an Strategie in der ge- 
samten Gewerkschaft nicht wett 
und schafft einen pauschalen Ge- 
gensatz zu sämtlichen „Funktionä- 
ren". 

Die Kollegen brauchen andere 
Gewerkschaften? Sicher, aber sind 
sie nicht auch selbst die Gewerk- 
schaften? 

R. Zimmermann, SHB 

INSTITUT FÜR KONTAKTLINSEN 

Kleinstlinsen 
angenehm zu tragen 

unsichtbar • unzerbrechlich 

BRILLEN 
SUDRING 20 



KONTAKTSPIEL 

TEILNEHMER 

Vorname. Name 

Postleitzahl Wohnort 

Straße. Hausnummer 

Telefon 

Die angegebene Adresse ist nur Kontaktadresse?* 

(0 = nein, 1 = ja)  

Geschlecht (1 = weiblich, 2 = männlich) 

X — 20 

25 — 38 

39 — 54 

55 — 62 

63 

64 

Suchst Du einen heterosexuellen (= 1) oder einen homo- 

sexuellen Partner (— 2)?    

Alter: Jahre. Das Alter Deines Partners sollte 

zwischen und Jahren liegen.  

Größe: cm. Die Größe Deines Partners sollte 

zwischen und cm liegen. 

* Falls Du nicht Deine eigene Adresse angeben willst, so 
kannst Du auch eine andere angeben, unter der Du 
zu erreichen bist (Freund[-in], Postfach usw.). 

Seid ihr noch frei? 
. . . dann aber nicht ganz freiwillig! Vielleicht nur aus angeblicher Faulheit, Mangel an Gelegenheit, Arbeitsüberlastung, Kon- 
takt- und Kommunikationsschwierigkeiten? Macht doch einfach mit beim GROSSEN KONTAKT-SPIEL an der RUB. Wenn Ihr 
trotz des Bochumer Universitäts-Gettos noch ein wenig Humor bewahrt und keine Angst vor kleinen Überraschungen habt, so 
zückt unverzüglich Euren Kuli und füllt den untenstehenden Fragebogen aus! 

Bei diesem Kontaktspiel der Fachschaft Physik an der RUB gebt Ihr zu „kontaktspezifischen" Fragen Eure Antwort ab sowie 
die Erwartungen, die Ihr hierbei an Eure Partner stellt. Von unserem hierfür programmierten Computer werden nach diesen 
Angaben für jeden Teilnehmer zehn passende Partner ausgesucht. Es wird nicht nur ein Heidenspaß, wenn Tausende von Stu- 
denten(-innen) mit zehn Adressen herumlaufen und den Partner für s Leben oder für's Bett suchen, sondern dies ist gleichzeitig 
ein sehr ernstgemeinter und ernstzunehmender Beitrag zur Förderung der Kommunikation und zum Abbau von Kontakthinder- 
nissen hier im Frustrationsgetto RUB. 

Wir sind uns daoei bewußt, daß ein solches SPIEL nicht die Fehler einer verkorksten Erziehung bzw. einer verbauten Univer- 
sität verschwinden lassen kann; es kann aber einen — für viele wesentlichen — Beitrag leisten, sich ihre kontaktarme, allein 
leistungsorientierte Situation vor Augen zu führen und den Anstoß geben, kontaktfreudiger und damit menschlicher zu werden. 

Wir wissen, daß der Fragebogen nicht psychologisch und soziologisch bis ins letzte ausgefeilt ist, er ist eher eine oberfläch- 
lichere Behandlung dieses Problemkreises; trotzdem wird er hoffentlich Euch allen zu viel Spaß und einem oder mehreren Part- 
nern verhelfen! 
P S.: 0 Die Veranstalter — die Fachschaft Physik — haben sich notariell ver- 
pflichtet, nicht die Rosinen aus dem Kuchen zu picken, d. h. nicht die besten 
Adressen für sich selbst aus dem Spiel herauszunehmen. 

Qewmenljaft Deine eisme An,wort 

ausfüllenI 

1. Figur   sehr'schlank 1 2 
2. Haarfarbe  hellblond 1 2 
3. Frisur   sehr kurz 1 2 
4. Besitzt Du eine sturmfreie Kann in meiner Bude 

Bude?   machen was ich will 1 2 
5. Besitzt Du ein Auto? . ... nie 12 
6. Bist Du ein Tag- oder ein 

Nacht-Mensch?  Tagmensch 1 2 3 4 5 

7. Bist Du ein Ordnungsfanatiker 
oder nie zu faul zu suchen 
(= unordentlich)?  Ordnungsfanatiker l z 

8. Rauchst Du? ....... gar nicht 1 2 
9. Trinkst Du Alkohol so gut wie 

nie oder sobald sich die Gele- 
genheit nur bietet?  eher nie 1 2 

10. Sonstige Rauschmittel? . . . unbekannt 1 2 
11. Bist Du emanzipiert? .... gar nicht 1 2 
12. Bist Du sensibel?  dickhäutig 1 2 
13. Bist Du gesellig?  Stubenhocker 1 2 
14. Bist Du mehr ernst oder heiter? ernst 1 2 
15. Würdest Du Dich als aufge- 

schlossen (extravertiert) oder 
verschlossen (introvertiert) be- 
zeichnen?    aufgeschlossen 1 2 

16. Fällst Du Entscheidungen eher 
rational oder emotional? . . rational 1 2 

17. Kannst Du Deine Gefühle zei- 
gen?   . . nie 1 2 

18. Ist Dir Sex wichtig? .... gar nicht 1 2 
19. Bist Du sexuell eher aktiv 

oder passiv? ....... aktiv 1 2 
20. Bist Du diskussionsfreudig? . gar nicht 1 2 
21. Kannst Du Dich durchsetzen? . gar nicht 1 2 
22. Nimmst Du Dein Studium (bzw. 

Beruf) gar nicht oder sehr 
wichtig?  gar nicht 1 2 

23. Bist Du politisch interessiert: gar nicht 1 2 
24. Politische Richtung? .... extrem links 1 2 
25. Bist Du politisch aktiv? . . . gar nicht 1 2 
26. Legst Du Wert auf Deine 

äußere Erscheinung? .... keinen 1 2 
27. Legst Du Wert auf Konventio- 

nen?    keinen 1 2 
28. Bist Du interessiert an klassi- 

scher Musik?  gar nicht 1 2 
29. Bist Du interessiert an Pop- 

Musik?   gar nicht 1 2 
30. Bist Du interessiert an Tanzen? gar nicht 1 2 
31. Bist Du interessiert an Sport? gar nicht 1 2 
32. Bist Du interessiert an Kino? gar nicht 1 2 
33. Bist Du interessiert an Thea- 

ter?   gar nicht 1 2 
34. Bist Du interessiert an Litera- 

tur?   gar nicht 1 2 
35. Bist Du interessiert an bilden- 

der Kunst?   gar nicht 1 2 
36. Bist Du interessiert an Psycho- 

logie?   gar nicht 1 2 
37. Bist Du interessiert an Tech- 

nik?    gar nicht 1 2 
38. Bist Du interessiert an Sonsti- 

gem? (bitte Gebiet angeben) . gar nicht 1 2 

(was auf Dich zutrifft) 

3 4 5 dick 
3 4 5 schwarz 
3 4 5 sehr lang 

3 4 5 kann das nicht 
3 4 5 dauernd 

Nachtmensch 

3 4 5 eher unordentlich 
3 4 5 stark 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

eher immer 
süchtig 
vollständig 
empfindlich 
auf jeder Fete 
heiter 

verschlossen 

emotional 

stets 
sehr 

passiv 
sehr 
stets 

sehr 
sehr 
extrem rechts 
sehr 

sehr großen 

sehr großen 

sehr 

sehr 
sehr 
sehr 
sehr 

sehr 

sehr 

sehr 

sehr 

sehr 

sehr 

B 
Die Antwort, die 
Dein Partner auf 

diese Frage 
geben sollte, 
(Kategorien 

wie bei A) 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

Die Bedeutung, daß 
Dein Partner bei die- 
ser Frage B erfüllt 
(1: Übereinst, völlig 
egal, 5: Übereinst. 

sehr wichtig) 
1 2 3 4 5 1 
1 2 3 4 5 4 
1 2 3 4 5 7 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

12 3 4 

1 2 3 4 5 

1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 
1 2 3 4 5 

1 2 
1 2 
1 2 
1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 
1 2 
1 2 
1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 
3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

3 4 5 

1 2 
1 2 
1 2 
1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 
1 2 
1 2 
1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

1 2 

3 4 
3 4 
3 4 
3 4 

3 4 

3 4 

3 4 

3 4 
3 4 
3 4 
3 4 

3 4 

3 4 

3 4 

3 4 

3 4 

3 4 

Da bei diesem Kontaktspiel ein repräsentativ bedeutender Teil der 
RUB-Stud.enten(-ininen) mitspielt, soll diese Gelegenheit genutzt 
werden, über die folgenden Fragen die studentische Meinung zu 
einigen Problemen studentischer Politik zu ermitteln. 
Im Anschluß an das Kontaktspiel bitten wir Euch daher um die 
Beantwortung der folgenden Fragen, die ausschließlich statistischen 
Zwecken dienen und nicht in die Kriterien der Partneranswahl 
eingehen; die Antworten auf diese Fragen werden auch nicht ein- 
zeln, sondern nur summiert vom Computer abgerufen! 
Füllt bitte diesen Anhang aus, Ihr tragt damit dazu bei, einige stu- 
dentische Probleme zu durchleuchten und zu verbessern. 
(ZUTREFFENDES BITTE DEUTLICH UNTERSTREICHEN) 

1. Hältst Du die Atmosphäre an dieser Universität für steril, 
unpersönlich usw.? ja / nein 61 

2. Liest Du die BSZ? ja / nein 62 
3. Hast Du genügend Arbeitskontakte für Dein Studium? 

ja / nein 63 
4. Bist Du Fahrstudent? ja / nein 64 
5. Hältst Du die Abgrenzung der linken Hochschulgruppen 

untereinander für sinnvoll? ja / nein 65 
6. Siehst Du die Notwendigkeit von politischer Arbeit in 

politischen Hochschulgruppen? ja / nein 66 
7. Bist Du grundsätzlich bereit, in einer politischen Hoch- 

schulgruppe mitzuwirken? ja / nein 67 

8. Glaubst Du, 
a) daß Du der Verschulung des Studiums hilflos ausgelie- 

fert bist? ja / nein 
b) daß AStA, Fachschaften und politische Hochschulgrup- 

pen diese Verschulung abschwächen können? ja / nein 
c) daß AStA, Fachschaften und politische Hochschulgrup- 

pen sie verhindern können? ja / nein 
9. Hast Du von der vom AStA angebotenen Rechts- (Miet- 

sachen, Kriegsdienstverweigerung, Numerus Clausus etc.) 
und Sozialberatung (Pillenärzte, Stipendien, Kontakt- 
schwierigkeiten etc.) bereits Gebrauch gemacht? 
keinmal — einmal — zwei- bis dreimal — noch öfter 

10. Sollten der AStA und die Fachschaften als Interessenver- 
tretungen der Studierenden in ihrer rechtlichen Form er- 
halten bleiben? ja / nein 

11. Meinst Du, daß der AStA Dich zur Zeit verständlich — zu 
polemisch — lückenhaft — zu sehr nur auf studentische 
Interessen bezogen — zu einseitig — zu spät — keine Mei- 
nung informiert? (Mehrere Unterstreichungen möglich!) 

12. Hältst Du die Maßnahmen im Rahmen der Hochschulreform 
(Hochschulrahmengesetz, Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz, Graduiertenförderungsgesetz) für Deinen Interessen 
widersprechend / Deinen Interessen entsprechend / keine 
Meinung? 

13. Befürwortest Du die Kontakt-Fete? ja / nein 

10 
13 

16 

19 
22 

25 
28 
31 
34 
37 
40 

43 

1 2 3 4 5 46 

1 2 3 4 5 49 
52 

55 
58 
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64 
67 
70 
73 

1 
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10 
13 
16 
19 

22 

25 

28 
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34 

37 

69 

70 

71 

72 

73 

75 
75 

Revolutionäre Veränderungen an der RUB: Vor . . . 

# Es kann leider keine Erfolgsgarantie gegeben werden, daß die ausge- 
wählten Partner auch zu Euch passen bzw. überhaupt etwas von Euch wissen 
wollen. 
# Es wird ebensowenig gehaftet für eventuelle finanzielle, moralische oder 
sonstige Schäden, die für einzelne Teilnehmer aus diesem Spiel entstehen. 
@ Allerdings verlangen wir bei jeder Verlobung oder Heirat die nach allge- 
meinen Eheanbahnungsinstitutstarifen gültige Vermittlungsprovision. 
Verantwortlich für den Fragebogen und die Durchführung des Kontaktspiels: 
Fachschaft Physik an der RUß. 

SPIELREGELN 

# Teilnahmeberechtigt sind alle, 
die an diesem Spiel und mit 10 
Adressen ihren Spaß haben wollen. 
# Jeder darf sich nur mit einem 
Fragebogen am Kontaktspiel betei- 
ligen, sonst wird er disqualifiziert 
und rausgeschmissen. 
@ Der ganze Fragebogen (der ge- 
samte stark umrandete Kasten) 
muß ausgefüllt werden; schickt die 
ausgeschnittenen Fragebögen (als 
Brief mit 30 Pfennig Porto) an: 

Fachschaft Physik 
Ruhr-Universität Bochum 

4630 Bochum 
Postfach 2148 

% Alle Antworten werden selbst- 
verständlich absolut vertraulich be- 
handelt. 
# Einsendeschluß ist der 26. 12. 71 
(Maos Geburtstag), damit Ihr auch 
alle noch zu Hause um Erlaubnis 
fragen könnt. Für die Bearbeitung 
später eingehender Briefe können 
wir nicht mehr garantieren. 
@ Vergeht bitte auf keinen Fall, 
eine 30-Pfennig-Briefmarke für 
unser Antwortschreiben beizufü- 
gen! 
@ Unser Computer vergleicht Eure 
Angaben mit dem gesamten Ange- 
bot und ermittelt so die 10 (hof- 
fentlich) am besten zu Euch passen- 
den Partner(-innen). 
# Diese 10 Adressen werden Euch 
zugeschickt, wobei jede einzelne mit 
einer „Rang"-Zahl versehen ist, die 
den Prozentsatz der Übereinstim- 
mung dieses Partners mit Euch an- 
gibt. 
@ Die Zusendung der Adressen er- 
folgt Mitte Januar 1972. 
Q Außerdem wird Ende Januar 
1972 eine KONTAKT-FETE 
stattfinden, zu der alle Teilnehmer 
des Kontuktspiels eingeladen sind. 

Und nun viel Spaß und viel Glück 
— wir drücken Euch sämtliche Dau- 
men. 

Die Fachschaft Physik in Zu- 
sammenarbeit mit dem Stu- 
dienbüro, dem AStA und den 
Fachschaften der RUB. 
HINWEISE ZUM AUSFÜLLEN 

AUF SEITE 8 ! ! ! 

WICHTIG! 

# Lest vor dem Ausfüllen 
des Fragebogens die Hin- 
weise zum Ausfüllen durch. 
# Füllt unbedingt alle drei 
Teile des Fragebogens aus 
(den gesamten dickumran- 
deten Kasten) 
# Schreibt Eure Adresse in 
Blockbuchstaben 
# Letzter Einsendetermin 
des Fragebogens ist der 
26. Dezember 1971 
C Legt eine 30-Pfennig- 
Briefmarke bei 
# Bereitet Euch seelisch 
und körperlich darauf vor, 
mit zehn Männern bzw. 
Frauen fertig zu werden 
# Die Zusendung der 
Adressen erfolgt Mitte Ja- 
nuar '72 

Verantwortlich für diese Seite: 
Erich Elsei, SHB 

In der nächsten BSZ: 
# Studienbüro 

und nach dem Kontaktspiel!!! 
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Streik im Fremdspracheninstitut 

Am vergangenen Donnerstag sind die Mitarbeiter des Fremdspracheninstituts (Fl) in einen ein- 
wöchigen Streik getreten. Damit protestiert das Fl gegen die ständigen Versuche konservativer 
Kreise der RUB, das Fl lahmzulegen, die durch die Entscheidung des Senats vom 18. 11. 71 
ihren — vorläufigen — Höhepunkt erreicht haben: einer der Mitbegründer des Fl, Denninghaus, 
wurde als Hochschullehrer abgelehnt. 

VW-Projekt 
Damit dürften kaum noch Chan- 

cen für die 3-Millionen-Finanzie- 
rung des Aufbaus des Fl durch die 
Stiftung Volkswagenwerk bestehen. 
Mit diesem Geld sollte bis 1974 die 
grundlegende Erneuerung der völ- 
lig veralterten Formen der Fremd- 
sprachenlehrerausbildung betrieben 
werden, und zwar nicht nach den 
technokratischen Vorstellungen des 
Wissenschaftsrates, sondern unter 
aktiver Mitgestaltung von Organi- 
sation und Inhalt des Studiums 
durch die Studierenden; eine wei- 

tere Aufgabe des Fl besteht in der 
Entwicklung und Durchführung 
von Sprachkursen für Hörer aller 
Abteilungen. 

. Insgesamt also ein Modell, das 
— bei entsprechender inhaltlicher 
Führung — der Ruhr-Universität 
durchaus zur Ehre gereichen könn- 
te, zumal das Fl das einzige Insti- 
tut seiner Art in der Bundesrepu- 
blik ist. Dementsprechend schmückt 
sich auch die RUB mit progressiven 
Federn; Rektor Faillard pries häu- 
fig die Fortschrittlichkeit der RUB 
auf diesem Gebiet. 

Anspruch und Wirklichkeit 
Die Praxis jedoch sieht anders 

aus. Zwar weisen alle mit dem Fl 
befaßten „Instanzen" — Rektorat, 
Senat, Fakultät der Abteilung V — 
immer wieder darauf hin, daß sie 
die Institution Fremdspracheninsti- 
tut aufs wärmste begrüßen. 

Doch dieses Fl, das eine progres- 
sive Reform der Lehrerausbildung 
anstrebt, die sich nicht den Herr- 
schafts- und Verwertungsinteressen 
des Kapitals unterwirft, dieses Fl, 
in dem überwiegend progressive 
Lehrkräfte arbeiten und das im UP 
gegen den Willen der Hochschulleh- 
rer eine Satzung durchsetze, die die 
Rechte der Hochschullehrer zugun- 
sten von Studenten, Assistenten 
und nichtwissenschaftlichem Perso- 
nal beschnitt, mußte zwangsläufig 
den Widerstand der Reaktionäre 
hervorrufen. 
— Die Satzung des Fl, die an sich 

nicht in den Kompetenzbereich 
des reaktionären Machtzen- 
trums Senat fällt, wird im 
Augenblick sowohl im Rektorat 
wie auch im Senat „überprüft" 
mit dem offensichtlichen Ziel, 
die politische Ablehnung der 
Satzung in „Rechtsbedenken" zu 
kleiden und dadurch die Satzung 
zu Fall zu bringen. Unterstützt 
werden Senat und Rektorat hier 
vom Wissenschaftsministerium, 
das der Errichtung der Zentra- 
len Einrichtung Fremdsprachen- 
institut nur unter der Bedingung 
der Vorlage — und damit Über- 
prüfung — der Satzung zustim- 
men will. 

— Durch die Personalpolitik des 
Senats wurde der Arbeitsbeginn 
an den VW-Projekten erheblich 
verzögert. Die VW-Stiftung hat- 
te zur Auflage gemacht, daß die 

i 

Mittel für die vier Forschungs- 
projekte des Fl (Englisch, Fran- 
zösisch, Spanisch, Russisch) erst 
dann freigegeben werden soll- 
ten, wenn für die Projekte die 
entsprechende fachlich differen- 
zierte Leitung gewährleistet 
sei. Anstatt jedoch die Besetzung 
der für die Leitung vorgesehe- 
nen HS-Stellen voranzutreiben 
— die Besetzungskommission 
hatte ihre Arbeit bereits im Juni 
abgeschlossen — wies der Senat 
im Juli alle 3 Besetzungsvor- 
schläge zurück und erteilte statt- 
dessen den Auftrag, zunächst 
einmal für die Besetzung der 
H4-Stelle zu sorgen: Durch die 
schnelle Berufung eines ordent- 
lichen Professors sollte bewirkt 
werden, daß professorale Macht- 
strukturen auch im Fl verankert 
würden. 

Qualifikationsfragen? 
Am 30. 9. bequemte sich der Se- 

nat, zumindest zwei der Beset- 
zungsvorschläge für die H3-Stellen 
(Bausch und Bonnekamp) positiv 
zu entscheiden. Die Entscheidung 
über den dritten Bewerber, Den- 
ninghaus, wurde erneut vertagt, 
weil die Hochschullehrer der Abtei- 
lung V sich nicht mehrheitlich für 
Denninghaus ausgesprochen hat- 
ten — eine Voraussetzung, die recht- 
lich mehr als zweifelhaft ist. 

Am 18. 11. fällte dann der Senat 
seine Entscheidung über Denning- 
haus: Mit 3 Ja-, 5 Nein-Stimmen 
und 10 (!) Enthaltungen stimmte 
der Senat gegen Denninghaus, ob- 
wohl 
— der für die " Stellenvorschläge 

eingesetzte Senatsausschuß mit 
9 Ja-, 2 Nein-Stimmen und einer 

Enthaltung Denninghaus als ein- 
zig möglichen Kandidaten emp- 
fohlen hatte, 

— dem Senat insgesamt sechs posi- 
tive Gutachten auswärtiger 
Hochschullehrer vorlagen, 

— die Hochschullehrer der Abtei- 
lung für Philologie sich mit 
Mehrheit für Denninghaus aus- 
gesprochen hatten (16:12:3 Stim- 
men), 

— in der Argumentation des Se- 
nats, soweit sie überhaupt ge- 
führt wurde, die Einwände eines 
von zwei Professoren unter- 
schriebenen Sondervotums alle 
widerlegt wurden. 

Broich, Dekan der Abteilung für 
Philologie, Mitglied des Bundes 
Freiheit der Wissenschaft, Mitbe- 
gründer der Dozentenschaft der 
Ruhr-Universität Bochum, hatte die 
Stirn, gegen das Votum der Mehr- 
heit der Hochschullehrer seiner Ab- 
teilung zu argumentieren und zu 
votieren. 

Die Ablehnung von Denninghaus 
durch den Senat ist eine eindeu- 
tig politische Entscheidung. Die 
Rechnung der Reaktionäre ist mit 
Hilfe des Senats wieder einmal 
aufgegangen. 
Die 3 Millionen Aufbau- und For- 

schungsmittel werden nicht freige- 
geben, weil die Bedingung — eine 
fachlich differenzierte Leitung der 
Projekte — mit der Ablehnung des 
dritten Bewerbers (Fachgebiete: 
Russisch und Englisch) nicht gege- 
ben ist. 

Damit ist dieses Projekt des Zen- 
tralen Fremdspracheninstituts 
vorerst baden gegangen. 
Aus Protest gegen eine solche 

Politik sind die Mitarbeiter des Fl 
in den Streik getreten. Die Forde- 
rungen des Fl werden vom AStA 
und Assistentenschaft unterstützt. 
— Der Senat, jeder einzelne Dekan 

(insbesondere Broich) und das 
Rektorat müssen zur Verzöge- 
rungs- und Sabotagetaktik in 
Sachen Zentrales Fremdspra- 
cheninstitut öffentlich Stellung 
nehmen! 

— Der Senat muß seine Entschei- 
dung revidieren! 

— Wenn die VW-Stellen gestrichen 
werden, muß die Uni sie zur 
Verfügung stellen! 
Der zügige Aufbau eines pro- 
gressiven Zentralen Fremdspra- 
cheninstituts muß sichergestellt 
werden. 

Zum Parkplatzproblem 
Je mehr Autos die RUB heimsu- 
chen, desto länger wird zwangsläu- 
fig der durchschnittliche Weg vom 
Parkplatz zum Arbeitsplatz. Es ist 
unmöglich, aus diesem circulus vi- 
tiosus auszubrechen. Der Bau von 
Parkhäusern könnte Abhilfe schaf- 
fen, aber das Geld sollte man lieber 
in den Bau von Wohnheimen stek- 
ken. 

Sicher wäre der Nulltarif ein An- 
reiz, mit Bundesbahn und Bogestra 
zu fahren, aber nicht, wenn man 
zweimal umsteigen muß. Deshalb 
müßten, unter Ausnutzung der vor- 
handenen Autobahnen und Schnell- 
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schon im Ansatz unterdrückt wer- 
den soll. 

Die vom rechten Mittelbau ins 
UP geschickten Herren Eikemeier 
und Greiner vermochten bei der 
Kandidatenvorstellung auf Befra- 
gen keine Repression in diesem Fall 
zu sehen. Zielstrebig arbeitet man 
darauf hin, die Abteilung langfri- 
stig zu einem sogenannten „For- 
schungsinstitut" ohne Studenten 
umzuwandeln. Wen wundert es da- 
her, daß studentische Interessen 
nicht berücksichtigt werden? 

Der Engpaß in der Sprachausbil- 
dung dagegen könnte leicht besei- 
tigt werden, wenn die vorhandenen 
Lektoren-Stellen tatsächlich mit 
dafür qualifizierten Leuten besetzt 
würden. Stattdessen sitzen auf eini- 
gen dieser Stellen wissenschaftliche 
Angestellte, die vorgeben zu for- 
schen. Über die Qualität ihrer For- 
schung könnte die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft (DFG) Aus- 
kunft geben; sogar diese lehnte den 
beantragten „Sonderforschungsbe- 
reich" wegen unqualifizierter Pro- 
jektvorschläge ab. 

Die Fachschaft der AOW wird in 
dieser Situation diejenigen unter- 
stützen, die in Forschung und Leh- 
re tatsächlich systematisch arbeiten, 
so daß auch die Studenten davon 
profitieren — wie bei Cheng und 
Pasierbsky. Während man uns 
Ideologisierung vorwirft, betreibt 
man unter dem Mäntelchen des 

Pragmatismus die politische Gleich- 
schaltung auf die Interessen der 
rechten Einheitsfront hin. Wir wer- 
den es nicht hinnehmen und här- 
tere Maßnahmen ergreifen, wenn 
durch den Rausschmiß dieser bei- 
den Assistenten der erste gute An- 
satz zu einer systematischen Sprach- 
ausbildung aus politischen Gründen 
zerstört wird! 

Au-weh, AOW! 

Die nächste 

Fachschaftsvertreter- 

konferenz 

findet am 

9.12. um 18.00 Uhr 

im „Haus der Freunde" 

statt. 

SHB-MV 

montags 18.30 Uhr 

GC 7/31 

Club Liberitas 
BOCHUM - NORDRING 65 - TELEFON 1 67 35 

Sa., 4.12. 71 OBOLUS, Wuppertal 
20.00 Uhr politisch-literarisches Kabarett 
Sa., 11. 12. 71 DAVE TRAVIS, London 
20.00 Uhr Bluegrass, Blues, Ballads 
Sa., 18. 12. 71 WALTER-STRERATH-TRIO, Stuttgart 
20.00 Uhr Modern Jazz / Popp Jazz 

Nicht- 
mitgl. 
4,- 

4,- 

Stud. 
2,50 

2,50 

2,50 

Mittwochs von 17.00 bis 19.00 Uhr KOSTENLOSE BERATUNG 
FÜR WEHRUNWILLIGE 
Der Club Liberitas ist täglich ab 19.00 Uhr für jedermann geöffnet. 

Also sprachen 

Papiertiger 
„Der Erfinger der Soziologie heißt 
H. C. de Saint Simon." (Soziologie- 
Ordaniarius der Abteilung 8 Re- 
sting) 

* 

„Bolschewismus ist die Soziologie 
des Ostens." (Ebender) 

„Die Kläger gehören einer Gruppe 
an, deren Ziel es ist, diese Gesell- 
chaft restlos und grundlos zu zer- 
stören." (Bottke, Anwalt von Papa- 
lekas und Co. über den Fachschafts- 
rat SoWi) 

„Hier wird immer so viel von der 
Macht des Kapitals geredet. Im 
Universitätsparlament kommt es 
viel mehr darauf an, Vertrauens- 
kapital zu akkumulieren." (UP- 
Kandidat an der Abt. 8 Helmke) 
Sammelt mit für die BSZ! 

Politische Erpressung 

In der letzten BSZ wurde über die katastrophalen Zustände in 
der Abteilung Elektrotechnik berichtet („Die heile Welt...). Er- 
gänzend dazu ein Flugblatt der Assistentenschaft der Abteilung, 
das wir hier abdrucken. 

„In der Abt. für Elektrotechnik 
wurde eine Habilitation gegen vier 
positive Gutachten abgelehnt — 
ganz offensichtlich aus hochschul- 
politischen Gründen! 
Wie konnte es zu diesem Skandal 
kommen? Herr Mildenberger hatte 
vor zwei Jahren als Assistentenver- 
treter der Abt. Elektrotechnik 
das Universitätsparlament darauf 
aufmerksam gemacht, daß seine 
Abteilung einen nicht genehmigten 
numerus clausus durchführe. Dieses 
Verhalten legte der damalige De- 
kan, Prof. Depenbrock, ihm als „ab- 
teilungsschädlgend" zur Last. 

Ein Jahr später stellte Milden- 
berger den Antrag auf Eröffnung 
des Habilitationsverfahrens. Am 
Abend vor der Abstimmung hier- 
über in der Fakultät, forderte Herr 
Depenbrock von Herrn Mildenber- 
ger eine Unterschrift unter Essen- 
tials der Hochschullehrer zur Abtei- 
lungssatzung. Herr Mildenberger 
fühlte sich unter Druck gesetzt, er- 
bat Bedenkzeit und berichtet sei- 
nem Chef, Prof. Fettweis, der sich 
über das Ansinnen seines Kollegen 

bestürzt zeigte. Herr Mildenberger 
unterschrieb nicht, weil er sich für 
seine Zukunft als Hochschullehrer 
seine Entscheidungsfreiheit bewah- 
ren wollte. 

Es gelang Herrn Depenbrock, sich 
von der Fakultät mit dem Einholen 
der Fachgutachten beauftragen zu 
lassen, obwohl er nicht Fachmann 
auf dem Gebiet der Habiliation von 
Herrn Mildenberger ist. Seine Vor- 
eingenommenheit gegen Herrn Mil- 
denberger fand schon in dem Schrei- 
ben Ausdruck, mit dem er die Gut- 
achten anforderte. 

U. a. wies er die Gutachter aus- 
drücklich darauf hin zu prüfen, ob 
derjenige Paragraph der Habilita- 
tions-Ordnung ' erfüllt sei, welcher 
ausreichende Unterschiede von 
Dissertation und Habilitation ver- 
langt. Prompt befanden zwei der 
Gutachter, obwohl sie in der Sache 
selbst zu positiven Urteilen gelang- 
ten, es sei unsicher, ob sich die The- 
men der Habilitation und der Dis- 
sertation deutlich genug voneinan- 
der unterscheiden. 

Gegen die Mehrheit 

Verdächtig ist weiter, daß nicht 
— wie bisher üblich — drei Gut- 
achten, sondern zum ersten Male 
fünf eingeholt wurden. Von diesen 
fielen vier positiv aus, das negative 
gilt bei Fachleuten als unqualifi- 
ziert.  

Wie konnte die Fakultät gegen 
vier positive Gutachten eine ne- 
gative Entscheidung treffen? Der 
Habilitand muß nach der Habili- 
tations-Ordnung der Abt. Elektro- 
technik eine Zweidrittelmehrheit 
in der „inneren Fakultät" finden. 

Somit konnte die Minderheit um 
Depenbrock sich gegen die Mehr- 

heit durchsetzen. — Hinzu kommt, 
daß einige Hochschullehrer sich der 
Stimme enthielten, wohl weil sie 
eine Auseinandersetzung mit den 
Kollegen scheuten. 

Im Laufe des Verfahrens (es 
dauert nun schon ein Jahr) hatte 
die Fakultät versucht, Herrn Mil- 
denberger auf dem Internen Weg, 
ohne endgültigen Bescheid über 
seine Habilitation, von seiner Ha- 
bilitationsabsicht abzubringen. Als 
darauf Herr Mildenberger eine ver- 
bindliche Entscheidung unter 
Kontrolle durch Rektor und Assi- 
stentenvertreter verlangte, wurde 

straßen, zusätzliche Buslinien ge- 
schaffen werden, die direkt an die 
RUB heranführen, z. B. Bottrop— 
Gelsenkirchen—RUB, Recklinghau- 
sen—Herne—RUB, Hagen—Witten 
—RUB usw. 

Theaterkarten 
Warum wurde der Preis für Stu- 
dentenkarten im Bochumer Schau- 
spielhaus zu diesem Semester um 
100 Prozent erhöht? (Früher 2,—/ 
jetzt 4,—) 

i r f 

Gesucht 

RUB-Studentin 

Vorname: Winni 
geb. 15. 2. 1953 

wohnhaft in Essen, 

sie spricht Englisch 
Gestalt: schlank 

Augenfarbe: braun 
Haare: hellblond 

Gesundheitszustand: sehr gut 

Meldung dringenst 
erbeten an BSZ (Nr. 27) 

die Beteiligung von Assistenten ab- 
gelehnt, und der Rektor weigerte 
sich, von Herrn Mildenberger 
schriftlich geäußerte Zweifel an der 
Sachlichkeit des Verfahrens zu prü- 
fen. Herr Mildenberger erhielt den 
endgültigen, ablehnenden Bescheid, 
bei einigen Mitgliedern der Fakul- 
tät "bestünden noch immer Zweifel 
an ausreichendem Unterschied zwi- 
schen Promotions- und Habilita- 
tionsleistung. 

Zur Habilitation Mildenberger 
stellt der Vorstand der Assistenten- 
schaft fest: 
# Aus hochschulpolitischen Ge- 

sichtspunkten wird eine Habili- 
tation verweigert. 

0 Beim Einholen der Gutachten 
wurde zum Schaden von Herrn 
Mildenberger manipuliert. 

# Die Nichtbeteiligung von Assi- 
stenten widerspricht sogar dem 
Hochschulgesetz. 

Der Vorstand der Assistenten- 
schaft fordert den Rektor auf, die 
Rechtmäßigkeit dieses skandalösen 
Habiliationsverfahrens zu über- 
prüfen! 

Vorstand der Assistentenschaft 

PS. Herr Mildenberger hat in der 
letzten BSZ vom 18. 11. 1971 in 
einem Interview ausführlich zu sei- 
nem Habilitationsverfahren Stel- 
lung genommen. 

Fortsetzung des Kontaktspiels von Seite 7 

Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens 

— Die Angaben zur Person füllt 
bitte deutlich in Blockbuchstaben 
aus, sonst könnt Ihr Eure 10 Adres- 
sen nie kriegen. Tragt die Kennzif- 
fern (z. B. weiblich = 1) an der 
vorgesehen Stelle ein. 
— Beachtet bitte, daß die Partner 
außerhalb der von Euch gewünsch- 
ten Alters- und Größegrenzen viel 
schwächer berücksichtigt werden 
wenn's Euch nicht drauf ankommt, 
schreibt also ruhig z. B. 150-200 
cm o. ä.! 
— Im Hauptteil des Fragebogens 
müssen bei jeder Frage 3 Antwor- 
ten gegeben werden (in Spalte A, 
B und C). 
— In Spalte A tragt Ihr Eure eige- 
ne Antwort ein, also das, was auf 
Euch selbst zutrifft. 
— In Spalte B tragt Ihr die Ant- 
wort ein, die Euer Partner auf die- 
se Frage geben sollte, also was Ihr 
von Eurem Partner erwartet. 
— Bei den Spalten A und B be- 
stehen je 5 Antwortmöglichkeiten, 
die Werte I bis 5. Die Bedeutung 
der extremen Werte 1 und 5 ist je- 
weils durch ein Gegensatzpaar an- 
gegeben, Zwischenwerte bedeuten 
daher eine entsprechende Abstu- 
fung innerhalb der vorgesehenen 
Skala. 
— Vermeidet nach Möglichkeit, bei 
3 anzukreuzen, d. h. überlegt Euch 
genau, ob die Antwort .durch- 
schnittlich' oder ,in der Mitte' sein 
soll. 

3x in Nähe der Uni 

SPARKASSE 

Querenburg, Im Westenfeld 22 Tel. 701015 

SPARKASSE 

Universität, Buscheystraße 132 Tel. 7016 74 

SPARKASSE 

Girondelle, Steinkuhlstraße 119 Tel. 7 39 72 

- in Ihrer Nähe - 

— In Spalte C tragt Ihr ein, wie 
wichtig es für Euch ist, daß Euer 
Partner die Erwartung der Spalte 
B genau erfüllt. 1 bedeutet, daß 
Euch die Antwort des Partners (bei 
Euch in B, bei ihm/ihr in A) völlig 
egal ist, 5 bedeutet, daß für Euch 
diese Übereinstimmung sehr wich- 
tig ist; die Zwischenwerte sind ent- 
sprechende Differenzierungen. 

Hierbei wird die Bedeutung der 
Fragen untereinander für Euch ab- 
gewogen. Ihr könnt mit einer ho- 
hen oder niedrigen Zahl die für 
Euch persönlich wichtigen und we- 
niger wichtigen Fragen kennzeich - 

— Tragt die Antworten in den 
Spalten A bis C dermaßen ein, daß 
Ihr Eure Antwort (z. B. die Zahl 2) 
deutlich durchkreuzt oder umkrin- 
gclt. 

— Beispiele: Ihr seid vollschlank 
(in Spalte A: 3), wünscht Euch ei- 
nen sehr schlanken Partner (in 
Spalte B: 1), legt aber geringen 
Wert darauf, daß der Partner auch 
wirklich sehr schlank ist (in Spalte 
C: 2). Bei der Partnerauswahl wird 
diese Frage dann nur untergeord- 
net beachtet. 

— Ihr habt schwarze Haare (in 
Spalte A: ■ 5), seid aber wie der 
Teufel scharf darauf, auf jeden Fall 
einen hellblonden Partner kennen- 
zulernen: (in Spalte B: 1; in Spalte 
C: 5). Diese Frage spielt dann eine 
große Rolle bei der Partneraus- 
wahl. 
— Wenn Ihr auf eine Frage keine 
Antwort geben könnt oder wollt 
(z. B. Wichtigkeit des Sex), kreuzt 
die am ehesten zutreffende Ant- 
wort an. Berücksichtigt hier bitte, 
daß das Freilassen der Antwort 
Eure Partnerzuteilung verfälscht. 
— Der dritte Teil enthält Fragen 
zu studentischen Problemen und 
muß auch unbedingt beantwortet 
werden (entfällt nur bei Nicht- 
RUB-Studierenden). Dieser Teil 
steht jedoch mit dem Kontaktspiel 
selbst nicht in Verbindung und wird 
nur zu statistischen Zwecken un- 
abhängig von den Daten und Ant- 
worten des 1. und 2. Teils ausge- 
zählt. 

Hier müssen nur die jeweils zu- 
treffenden der vorgegebenen Ant- 
worten deutlich unterstrichen wer- 
den. 

— Die Zahlen rechts am Rande 
dienen lediglich zur Erleichterung 
der Übertragung der Daten auf 
Lochkarten. 
— Falls noch irgendwelche Unklar- 
heiten wegen des Ausfüllens be- 
stehen, fragt ruhig telefonisch an 
bei Fachschaft Physik (71 — 35 69) 
oder AStA (71 — 24 16). 

Freiwilliger 

Unkostenbeitrag 
Das Kontaktspiel wird durchge- 
führt von Mitgliedern der Fach- 
schaft Physik: alle anfallenden Ar- 
beiten werden freiwillig und ohne 
Entgelt gemacht. 

Hier müßt Ihr berücksichtigen, 
daß außer der interessanteren Ar- 
beit (z. B. Entwurf des Fragebo- 
gens und Programm für EDV-An- 
lage) sehr viel lästiger technischer 
Kleinkram anfällt: Übertragen der 
Antworten auf Lochkarten, Ver- 
schicken der Adressen-Briefe usw. 

Es wäre daher mehr als eine nette 
Unterstützung, da schon kein Teil- 
nehmerbeitrag erhoben wird, wenn 
möglichst viele Teilnehmer diese 
technische Arbeit mit einer kleinen 
finanziellen Spende entlohnen. 
ÜBERWEIST DAHER BITTE 
EINEN FREIWILLLIGEN BE- 
TRAG, GLEICH WELCHER 
HÖHE, AUF DAS KONTO DER: 
FACHSCHAFT PHYSIK 
— STICHWORT 
KONTAKTSPIEL — 
WESTFALENBANK BOCHUM 
NUMMER 91 04 30 

Falls hierbei viel Geld eingeht, 
kaufen wir auch für alle Teilneh- 
merinnen die Pille bzw. Babywä- 
sche! (ganz nach Wunsch) 
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